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					I. Vorwort. Spurensuche

				Am Anfang meines Weges in das deutsch-russische Jahrhundert steht eine Süßwarenfabrik – eine «Dampffabrik zur Herstellung von Schokolade, Pralinen und Gebäck in Moskau».[1] Sie ging aus einer kleinen Konditorei hervor, die der Württemberger Ferdinand Theodor von Einem 1851 unweit des Ufers der Moskwa im Pretschistenska-Viertel der alten russischen Hauptstadt gegründet hatte. Binnen weniger Jahrzehnte erlebte das bescheidene Ladenlokal einen rasanten Aufstieg. Während des Krimkrieges belieferte der Deutsche die zarische Armee mit Sirup und Marmelade. Damit legte er den Grundstein für ein Zuckerbäckerimperium, das bald über die Grenzen Russlands hinaus weltweit bekannt werden sollte.

					
						Wirtschaftliche Erfolgsgeschichte

					
					Der eigentliche Durchbruch erfolgte nach 1876 unter von Einems Landsmann Julius Heuss – womit die Spurensuche beginnt, die mit dem Schicksal einer Familie atmosphärisch und thematisch einstimmen soll in dieses Buch. Heuss war ein knappes Jahrzehnt zuvor als Kompagnon in das Unternehmen eingetreten und übernahm bald darauf dessen Leitung. Er war es, der nach dem Tod des Firmengründers bahnbrechende technische Innovationen vornahm, zielstrebig auf Expansion setzte, Anbaugebiete und Obstplantagen auf der Krim erwarb, um die Zulieferung qualitativ hochwertiger Zutaten für die Herstellung seiner Süßwaren zu gewährleisten. Der ambitionierte Schwabe und Firmenpatriarch fertigte Produkte, die das zarische Russland in politisch zunehmend angespannten Zeiten zumindest in kulinarischer Hinsicht dem Westen Europas ein wenig näherbrachten: Biskuits nach englischem Vorbild, Schokoladen, Pralinen und Konfitüren nach deutschen, belgischen oder französischen Rezepturen.[1] Um die Jahrhundertwende eroberte das 1886 in eine Aktiengesellschaft umgewandelte Unternehmen weitere wichtige Marktanteile. Es lieferte Naschereien, die – auch nach drei politischen Regimewechseln – noch im postsowjetischen Zeitalter zum Sortiment des Traditionshauses gehören und sich bei den Russen nach wie vor größter Beliebtheit erfreuen.[2]

					Julius Heuss hatte von Anfang an das Ziel verfolgt, sein Familienunternehmen zum «besten Feinbäcker Russlands» zu machen.[3] Der unaufhaltsame Erfolg des von protestantischem Arbeitsethos getriebenen Moskauer Deutschen[4] sollte ihm bald recht geben: Die Firma Einem war auf den einschlägigen in- und ausländischen Fachmessen vertreten und wurde dort gefeiert, erhielt Ehrenurkunden und zahlreiche Qualitätssiegel. Höhepunkt dieser Erfolgsgeschichte war zweifellos das Jahr 1913. Es brachte dem deutschen Unternehmer Heuss die höchste Auszeichnung ein, als ihm am Vorabend des Ersten Weltkrieges das Prädikat «Kaiserlicher Hoflieferant» verliehen wurde – eine besondere Wertschätzung nach damaliger Gepflogenheit, denn auf diese Weise wurde nicht nur ein ausländischer Resident geehrt, der über ein Jahrzehnt lang den Petersburger Hof zur höchsten Zufriedenheit beliefert hatte, sondern zugleich die deutschen Wirtschaftsleistungen im Zarenreich gewürdigt.

					Und die waren überaus respektabel: Auch ohne die begehrte Auszeichnung des Hofes, die naturgemäß eine große Zahl an Aufträgen der Zarenfamilie, der Petersburger Adelsgesellschaft und der dort akkreditierten Diplomaten nach sich zog, war die Süßwarenfabrik Einem eine inzwischen im russischen Imperium allseits anerkannte Institution, die viel zur wirtschaftlichen Entwicklung des Gastlandes beitrug. Sogar das seinerzeit angesehene enzyklopädische Wörterbuch «Brockhaus & Efron» verwies in einem Artikel des berühmten Petersburger Konditors George Borman auf das Unternehmen, dem eine Spitzenposition in der heimischen Süßwarenindustrie bescheinigt wurde.

					Heuss und seine Familie waren mit unzähligen Geschäftsfilialen in über 40 Städten des gesamten Reiches vertreten – vom zentralasiatischen Samarkand bis zu dem im Baltikum gelegenen Riga. Und am Firmenhauptsitz an der Moskwa gab es zahlreiche mondän ausgestattete Ladengeschäfte, in denen weit mehr als 100000 Stammkunden die Köstlichkeiten der Kaiserlichen Hoflieferanten erwerben und genießen konnten.[5]

				
					
						Sozialpolitisch unorthodoxe Unternehmenskultur

					
					Die deutsche Fabrikantenfamilie, die ihren Kontakt zur alten Heimat nie abreißen ließ, schrieb aber auch wegen ihres bemerkenswerten sozialpolitischen Engagements Geschichte. Sie pflegte eine für russische Verhältnisse unorthodoxe Unternehmenskultur, die innovative und geradezu sozialrevolutionäre Maßstäbe setzte. 1913 waren in den drei Fabriken rund 2800 Arbeiter und Angestellte beschäftigt. Sie zeigten sich überwiegend zufrieden mit ihrem Los und verhielten sich auffallend loyal gegenüber ihrem Arbeitgeber, als etwa acht Jahre zuvor die erste russische Revolution das Land erschüttert hatte. Dass sie in jenen kritischen Tagen nicht – wie Arbeiter anderswo im Reich – durch «Bummelei, Streiks oder Trunksucht» glänzten, hatte seinen Grund, denn die Firma Einem zahlte in ihrer Branche die höchsten Löhne. In vielerlei Hinsicht standen deutsche Vorbilder und Gepflogenheiten Pate, wenn den Werksangehörigen attraktive Arbeitsbedingungen eingeräumt wurden und sie ein System von Einrichtungen betrieblicher Sozialpolitik vorfanden, das innerhalb des zarischen Imperiums seinesgleichen suchte: Wer dem Unternehmen ein Vierteljahrhundert angehört hatte, ging bei Erreichen der Altersgrenze mit vollen Bezügen in den Ruhestand. An kirchlichen Feiertagen oder anlässlich besonderer familiärer Ereignisse wie Hochzeiten oder Trauerfällen erhielten die Mitarbeiter Sonderzahlungen, in dringender Not konnten sie zudem unbürokratisch auf finanzielle Unterstützung durch die Unternehmensleitung hoffen. Das innerbetriebliche Klima, das Zusammengehörigkeitsgefühl unter den Arbeitern und deren Identifikation mit ihrem Unternehmen wurden nicht zuletzt durch sozialfürsorgerische Initiativen, etwa betrieblich organisierte Freizeit- und Bildungsaktivitäten, erheblich gefördert – Maßnahmen, wie man sie zum Teil in Großunternehmen des Deutschen Reiches vorfand, etwa beim Stahlmagnaten Alfred Krupp in Essen.[1] All dies ging deutlich über die reine Lohnzahlung hinaus, hier wurden Vergünstigungen gewährt, die zum politischen Forderungskatalog der traditionellen Arbeiterbewegung gehörten. Die «Einemianer» aßen in firmeneigenen Speisesälen und konnten die auf dem Werksgelände angesiedelten Nähwerkstätten nutzen, sie fanden Erholung und Vergnügen in der betriebsinternen Theatergruppe und dem Blasorchester oder bildeten sich in der speziell für sie eingerichteten Bibliothek weiter.[2]

					Die Oktoberrevolution 1917 war in der Geschichte des bürgerlichen Erfolgsunternehmens eine tiefe Zäsur. Trotzdem gab es eine stille Bewunderung der neuen Machthaber, die darin zum Ausdruck gekommen sein mag, dass sie das inzwischen enteignete Werk 1922 in «Staatliche Konditorenfabrik ‹Roter Oktober›» umbenannten. Überdies wurde die deutsche Urheberschaft nicht verhehlt, denn bis zu Beginn der 1930er Jahre fand sich in der offiziellen Werksbezeichnung der Zusatz «ehemals Einem».[3] Und auch dem Württemberger Firmenpatriarch Julius Heuss zollte man Respekt. Eine 1926 veröffentlichte Wirtschaftsgeschichte verdammte ihn nicht etwa in der seinerzeit üblichen klassenkämpferischen Diktion als «kapitalistischen Ausbeuter und Blutsauger», im Gegenteil: Der ungenannte Chronist charakterisierte Heuss vielmehr als eine Persönlichkeit, «über die man nichts Übles sagen könne», als einen Mann, der in seiner Fabrik «sanitäre und hygienische Arbeitsbedingungen» gewährleistet habe, die für die damalige Zeit geradezu «ideal» gewesen seien.[4]

				
					
						Gesellschafts- und kulturpolitische Spurensuche

					
					Die Geschichte der deutsch-russischen Unternehmerfamilie hat nicht nur eine wirtschaftspolitische, sondern auch eine gesellschafts- und kulturpolitische Dimension. Als in Moskau lebende Reichsdeutsche gehörte die Unternehmer-Dynastie Heuss im ausgehenden Zarenreich zu einer «mittel- und großbürgerliche[n] Gesellschaft», die in den Wirren des Ersten Weltkriegs und der russischen Revolution unterging. Im Unterschied zum baltendeutschen Adel oder den russlanddeutschen Siedlern, die Katharina die Große nach 1763 ins Land geholt hatte, blieben die dem Moskau-Deutschtum zugehörigen Bürger zeit ihres Lebens Wanderer zwischen den Welten, da sie nicht zu den Untertanen des Zaren zählten. Gleichwohl waren sie respektiert und wurden nicht gedrängt, die Staatsbürgerschaft zu wechseln.

					Einer jener Grenzgänger war Klaus Mehnert, der über seine Mutter Luise verwandtschaftliche Bindungen zur Heuss-Familie besaß. Er hat dieses mitunter ambivalente, durch vielfältige kulturelle deutsch-russische Begegnungen und Verflechtungen geprägte Spannungsfeld seiner Jugend in seinen Lebenserinnerungen eindringlich beschrieben. Seit frühester Kindheit mit der Sprache, den Sitten und Gebräuchen des Gastlandes bestens vertraut, besuchte er die deutsche Schule in Moskau, die auch von den Sprösslingen des bildungsnahen russischen Bürgertums und Teilen der Aristokratie sehr geschätzt wurde. Mehnert und seine Familie partizipierten an der deutschen Infrastruktur, waren zugleich jedoch eng «mit der einheimischen Kultur» verbunden. Wie die übrigen Moskau-Deutschen «erfreuten [sie] sich des Besten in zwei Welten […, waren] in ihrer Gesinnung deutscher als die Deutschen daheim […]; in vielen Beziehungen fühlten sie sich [indes] den Russen überlegen; kulturell aber, vor allem was Literatur und Musik betraf, waren sie so russisch wie ihre Umgebung». Angesichts dieser Umstände überrascht es wenig, dass bei Ausbruch des Ersten Weltkrieges gerade jene deutschen Reichsbürger, die in Moskau oder St. Petersburg lebten, den politischen, wirtschaftlichen und kulturellen Gravitationszentren des Imperiums, in eine höchst missliche Lage gerieten: Denn «Wilhelm II. war ‹unser Kaiser› und Nikolaus II. ‹unser Zar›», so Mehnert über diese zwiespältige Situation.[1]

					Am Ende entschieden sich viele von ihnen für die alte Heimat, so auch die Familie von Klaus Mehnert und ein Großteil der Heuss-Sippe. Lediglich eine Kusine, die mit einem Russen verheiratet war, und Woldemar Heuss, der in Anbetracht der heraufziehenden internationalen Krise rechtzeitig die russische Staatsbürgerschaft angenommen hatte, um das Unternehmen ungehindert fortführen zu können, blieben im Land. Die Übrigen gingen – aber sie gingen als Deutsche, die Russland geistig und seelisch weiterhin eng verbunden blieben. Und wer als Mann für Kaiser und Vaterland freiwillig zu den Fahnen eilte, versuchte es zu vermeiden, an der deutschen Ostfront gegen die einstige Wahlheimat kämpfen zu müssen.

					Spätestens nach dem Ende des Großen Krieges und der bolschewistischen Machtergreifung war das Leben der moskau-deutschen Unternehmerfamilie Heuss unwiderruflich eine «Welt von gestern» (Stefan Zweig). Die letzten Enkel des früheren Firmenpatriarchs Julius, der einst wegen der gescheiterten deutschen Revolution von 1848 nach Russland ausgewandert war, wurden infolge der Wirren des Oktoberumsturzes 1917 nun endgültig zur Rückkehr nach Deutschland gezwungen.[2]

				
					
						Klaus Mehnerts russische Wahlverwandtschaften

					
					Bei Klaus Mehnert, 1906 in Moskau geboren, wirkte die Wahlverwandtschaft zu Russland besonders stark. Unbeeindruckt von den tiefgreifenden politischen Umbrüchen des 20. Jahrhunderts engagierte er sich in wechselvollen Zeiten unablässig als kultureller Brückenbauer und Russland-Erklärer, womit ein weiteres Phänomen deutsch-russischer Spuren benannt ist. Seine Sprachkenntnisse und seine Regionalkompetenz vertiefte Mehnert im Berlin der Weimarer Republik. Dort geriet er in den Bann des charismatischen Otto Hoetzsch, der an der Friedrich-Wilhelms-Universität lehrte und zu den profiliertesten Russlandhistorikern seiner Zeit zählte. Es war dessen rastlose, produktive Umtriebigkeit, die ausgeprägte Leidenschaft für eine über die politisch-ideologischen Grenzen hinwegreichende Verständigung und Zusammenarbeit zwischen der Weimarer Demokratie und dem bolschewistischen Sowjetrussland, die den jungen Doktoranden mit Moskauer Wurzeln faszinierte, mehr noch: die ihn für seinen akademischen Lehrer tief einnehmen sollte. Nicht von ungefähr kam Hoetzsch fortan eine Art Vorbildfunktion zu, zumal er keineswegs das Leben eines Elfenbeinturm-Wissenschaftlers pflegte. Er war im Gegenteil ein einflussreicher Gelehrter, der zugleich als deutschnationaler Reichstagsabgeordneter auch außerhalb der akademischen Welt politisch und publizistisch überaus erfolgreich für seine deutsch-russischen Überzeugungen warb.[1]

					In vielerlei Hinsicht trat Klaus Mehnert in die Fußstapfen seines Mentors. Zwischen 1931 und 1934 betätigte er sich als Generalsekretär der «Deutschen Gesellschaft zum Studium Osteuropas» (DGSO). Zugleich war er Schriftleiter der von Hoetzsch seit 1925 herausgegebenen Zeitschrift «Osteuropa», jenes Publikationsorgans der Gesellschaft, das fach- wie außerwissenschaftliche Kreise im Geiste der sachlichen Information, des Dialogs und der Aufklärung über die Vorgänge innerhalb der UdSSR zu unterrichten suchte.[2] Reisen führten Mehnert in diesem Zusammenhang mehrfach zwischen 1929 und 1936 in Stalins ‹Rotes Russland›, seine Erkenntnisse und Erfahrungen gab er wiederum journalistisch und in zahlreichen öffentlichen Vorträgen weiter.[3]

					Fasziniert verfolgte und dokumentierte er als teilnehmender Beobachter die Aufbruchsstimmung und atemberaubende Dynamik der gesellschaftlichen Veränderungen in der UdSSR. Die Experimentierfreudigkeit der Sowjetmacht, die insbesondere die Jugend als Avantgarde des Volkes und als natürlichen Verbündeten identifizierte, übte auf den auch von der deutschen Jugendbewegung des frühen 20. Jahrhunderts geprägten Klaus Mehnert eine ungeheure Anziehungskraft aus. Für ihn war in dieser Hinsicht die «UdSSR […] das entwickeltere Land, das dem unterentwickelteren Deutschland Möglichkeiten seiner eigenen Zukunft sichtbar» machen konnte. Nicht zuletzt deshalb plädierte er für einen außenpolitischen Ausgleich mit der UdSSR. Aber bei aller Sympathie für die sowjetische Jugend und einen mutigen Neubeginn auch in seinem eigenen Lande fehlte es Mehnerts Sowjetunion-Betrachtungen zu keinem Zeitpunkt an Scharfsinn und an kritischer Distanz zum Stalinismus.

					Vor diesem Hintergrund war er durch den Regimewechsel des 30. Januar 1933 in besonderer Weise betroffen: Zeitweilig stand er unter dem Einfluss von Otto Strassers Schwarzer Front, einer Abspaltung des ehemals der NSDAP zugehörigen linken Flügels, der aufgrund seiner antikapitalistischen Haltung ein antiwestliches Bündnis mit der UdSSR favorisierte, im Februar 1933 jedoch von den neuen Machthabern in Berlin verboten wurde. Der jugendbewegte Mehnert galt deshalb in regierenden NS-Kreisen als «Salonbolschewist», der überdies als expliziter Befürworter der früheren Rapallo-Politik nicht mehr in die neue Zeit passte. Mehnert entzog sich daraufhin rechtzeitig den drohenden Konflikten mit dem Regime und ging 1934 als Auslandskorrespondent nach Moskau.[4] Die Folgejahre bis zum Ende des Zweiten Weltkrieges verbrachte er zwischen 1937 und 1941 als Gastprofessor für Geschichte und Politik in Kalifornien und auf Hawaii, danach im japanisch besetzten Shanghai. In dieser Zeit knüpfte er Kontakte und sammelte Erfahrungen, die er Anfang der 1950er Jahre gewinnbringend in den Dienst des Wiederaufbaus der durch den Nationalsozialismus diskreditierten deutschen Sowjetunion- und Osteuropaforschung stellen konnte.[5]

				
					
						Kultureller Brückenbauer und ostpolitische Verständigung im Kalten Krieg

					
					In der jungen Bundesrepublik hatte Ostforschung wieder Konjunktur. Gerade in Zeiten des Kalten Kriegs und der deutschen Teilung war diese Expertise gefragter denn je. Und Mehnert als ein mit dem Milieu vertrauter Netzwerker wusste dies kreativ umzusetzen. Er zählte 1949 zum Kreis der Wiederbegründer der DGSO, die nun «Deutsche Gesellschaft für Osteuropakunde» heißt, und brachte 1951 das erste Heft der 1939 eingestellten und nun wieder erscheinenden Zeitschrift «Osteuropa» heraus, die er von da an bis 1975 freiberuflich als Chefredakteur leitete.[1] Der einstige Moskau-Deutsche beobachtete und kommentierte überdies als Journalist für verschiedene westdeutsche Tageszeitungen und Rundfunksender das politische Geschehen hinter dem «Eisernen Vorhang». Im September 1955 gehörte er während Adenauers legendärer Kreml-Visite, die mit der Aufnahme diplomatischer Kontakte und der Freilassung der letzten deutschen Kriegsgefangenen ein neues Kapitel in den Beziehungen zwischen Bonn und Moskau eröffnete, zum Tross der westlichen Berichterstatter.

					Dank des Renommees, das sich Klaus Mehnert inzwischen als erfolgreicher Publizist und intimer Sowjetunion-Kenner erworben hatte, erhielt er 1961 den Ruf auf einen politikwissenschaftlichen Lehrstuhl an der Rheinisch-Westfälischen Technischen Hochschule Aachen. Und auch in dieser Funktion taten sich vielerlei Parallelen zu seinem akademischen Ziehvater Otto Hoetzsch auf, aber auch zu manch anderem russlandaffinen Zeitgenossen in der Bonner Republik, wie etwa dem langjährigen Moskauer Korrespondenten der FAZ Hermann Pörzgen oder dem Diplomaten Gustav Hilger, der ebenfalls dem moskaudeutschen Milieu entstammte und zeit seines Lebens als Mittler in den deutsch-sowjetischen Beziehungen agierte.[2]

					Klaus Mehnert profilierte sich im Nachkriegsdeutschland aber nicht nur als geschätzter kulturpolitischer Mittler. Seine Jahre des Aachener Gelehrtendaseins nutzte er immer auch in politikberatendem Sinne, so beispielsweise in der Attaché-Ausbildung des Auswärtigen Amtes. Bereits zuvor wirkte er im Rahmen des sogenannten Ostkreises, einer informellen Vereinigung einschlägiger Regionalspezialisten, die die Bundesregierung in ostpolitischen und Sowjetunion-bezogenen Fragen regelmäßig konsultierte.[3] Das wiederum machte ihn zeitweilig für die sowjetische Seite interessant, die ihn – gleichwohl vergeblich – in den frühen 1950er Jahren im Sinne ihrer Deutschlandpolitik zu umschmeicheln und instrumentalisieren suchte. Denn Mehnert war in Moskau kein Unbekannter, sondern genoss nach wie vor und nicht zuletzt wegen seiner Nähe zu Otto Hoetzsch während der 1920er Jahre den Ruf eines für Kooperation plädierenden «Rapallo-Mannes».[4] Wenn Mehnert seine gesamte Autorität als allseits geschätzter politischer Kommentator, Fachgelehrter, medienwirksamer Mediator und «Macher» in den Dienst der Verständigung stellte, so geschah dies zum damaligen Zeitpunkt aber keinesfalls mehr im Sinne einstiger Überzeugungen, denn dafür hatten sich die politischen Rahmenbedingungen im deutsch-sowjetischen Verhältnis allzu sehr verändert. Sein Engagement bewegte sich im Kontext damaliger bündnispolitischer Realitäten, die die Bundesrepublik fest im westlichen Lager verankert sahen: Er befürwortete mit Konrad Adenauers Moskau-Besuch von 1955 jene ostpolitische Initiative, die in der westdeutschen Nachkriegsgesellschaft nicht unumstritten war. 1969 schließlich schlug er sich angesichts der Aussichtslosigkeit, die deutsche Teilung auf absehbare Zeit zufriedenstellend zu überwinden, ins Lager derjenigen, die beredt für Willy Brandts Neue Ostpolitik stritten, weil sie im Angesicht des Ost-West-Konflikts nach Aussöhnung mit der UdSSR und Osteuropa sowie nach spürbaren menschlichen Erleichterungen strebten. Bei vielen seiner früheren Weggefährten löste er damit Unverständnis aus. Mehnert ließ sich jedoch nicht beirren, profitierte am Ende gar von solchen Veränderungen. Denn sie begünstigten seine zur Lebensaufgabe gewordene Passion, die «Deutschen», wie er es 1981 pointiert formulierte, einfühlsam, kompetent, unterhaltsam und spannend «über die uns ‹innerlich fremden, vielfach ganz unbekannten Russen› besser zu informieren».[5]

					Die atmosphärische Einstimmung, die am Einzelschicksal der Familie Heuss-Mehnert schlaglichtartig verdeutlicht, wie reich an wechselhaften Ereignissen und Zäsuren, an markanten Berührungspunkten und Begegnungen, aber auch an schillernden Persönlichkeiten und Akteuren die Beziehungsgeschichte beider Länder im Verlauf der letzten hundert Jahre insgesamt gewesen ist, soll zu einer weitergehenden deutsch-russischen Spurensuche einladen.

					Es gibt gute Gründe für ein solches Vorhaben. Zumindest durch das politische Deutschland geht mit Blick auf die aktuelle Bewertung des deutsch-russischen Verhältnisses ein Riss: Seit Wladimir Putins Annexion der ukrainischen Krim im März 2014 stehen sich im öffentlichen Diskurs zwei Lager nahezu unversöhnlich gegenüber: hier die Befürworter eines harten Kurses, die nach einer entschlossenen Reaktion auf Präsident Putins einseitigen Akt verlangen, dort jene Anhänger, die despektierlich als Russland-Versteher abqualifiziert werden, weil sie auf Dialog und weitere Zusammenarbeit setzen. Geradezu symptomatisch für diese überaus polarisierte Debatte sind die Reaktionen auf das 2015 erschienene Buch der langjährigen ARD-Russland-Korrespondentin Gabriele Krone-Schmalz. Der Band «Russland verstehen. Der Kampf um die Ukraine und die Arroganz des Westens», der innerhalb von zwei Jahren 18 Auflagen erlebte und inzwischen auch in russischer Übersetzung vorliegt, provoziert und hat eine sehr gemischte Aufnahme erfahren.[6]

					Gleichwohl fällt auf, wie sehr in dieser öffentlichen Kontroverse die maßgeblichen historischen Bezugspunkte abhandengekommen sind. Wegen des momentan extrem belasteten Verhältnisses ist es für die deutsche Positionsbestimmung im weiteren Umgang mit der Russländischen Föderation wenig hilfreich, die aktuelle Problemlage auf die Polemik «Russland-Versteher oder nicht» zu reduzieren. Die Entwicklung zwingt vielmehr dazu, sich bewusst auf die Frage des Verstehens einzulassen, ohne dies zwangsläufig mit Billigung gleichzusetzen. Um Moskaus gegenwärtiges Verhalten gegenüber der Bundesrepublik und dem Westen begreifbarer zu machen, sollten die Motivlage, die Antriebsmomente, Erfahrungen, Prägungen und Befindlichkeiten der Kremlführung, aber auch der russischen Bevölkerung ergründet werden, die nach dem immer noch als schmerzhaft empfundenen Verlust des einstigen Imperiums und des Supermacht-Status in der Politik Putins auch einen gerechten Ausgleich, eine willkommene Kompensation sieht.

					In dieser Situation möchte das vorliegende Buch zur Versachlichung der Debatte beitragen und weiterführende Perspektiven aufzeigen. Angesichts des mehrfachen Wechsels der politischen Ordnungen, den beide Staaten innerhalb eines überschaubaren Zeitraums erlebt haben, wird das Verhältnis von Deutschen und Russen entlang einer Zeitachse analysiert, die sich vom Vorabend des Ersten Weltkrieges bis zur Gegenwart erstreckt.

				
					
						Deutsch-russisches Jahrhundert

					
					Das 20. Jahrhundert mag auf den ersten Blick, aus globaler und auch aus rückwärtiger Sicht, den Eindruck erwecken, es sei ein amerikanisch geprägtes Jahrhundert gewesen. Bei genauerer Betrachtung aber wird die sich bereits seit dem 19. Jahrhundert entwickelnde immense Wirkungskraft deutlich, die von den zeitweilig direkten Nachbarstaaten Deutschland und Russland auch für die internationale Ordnung ausgegangen ist. Beide Länder verbindet eine wechselvolle Beziehung mit gravierenden Folgen. Dies trifft nicht nur auf die beiden großen totalitären Herrschaftsformen, den Nationalsozialismus und den Stalinismus, zu, die tiefe Spuren in der europäischen Geschichte und Identität hinterlassen haben. Auch in der poststalinistischen Periode und während des deutschen Vereinigungsprozesses 1989/90 zeigte sich, wie stark das deutsch-sowjetische Verhältnis auf die damalige bipolare Welt des Kalten Krieges gewirkt hat. Das gilt bis in die Gegenwart: Ungeachtet aller Globalisierungsprozesse gehören das vereinte Deutschland und das heutige Russland weiterhin zu den politischen Akteuren, deren Zusammenspiel das internationale Geschehen beeinflusst. Die Krimkrise und die bislang vergeblichen Bemühungen, sie diplomatisch beizulegen, stehen paradigmatisch für diesen Befund. Es gibt zudem kaum andere Staaten auf der Welt, deren bilaterale Beziehungen während der vergangenen einhundert Jahre auch nur annähernd so nachhaltig durch Revolution und Umbruch, durch Terror und Gewalt sowie Abgrenzung und Verständigung geprägt worden sind. Diese drei gemeinsamen Wirklichkeiten bestimmten immer wieder das Weltgeschehen. Sie dienen hier als Analysekategorien, um ein besseres Verständnis für die Komplexität und Verflochtenheit der deutsch-russischen Beziehungen zu vermitteln. Daraus ergeben sich neue Perspektiven und Einsichten, die eine rein chronologische Erzählung so nicht bieten kann. Mehr noch: Es lässt sich erkennen, dass man mit gutem Recht von einem deutsch-russischen Jahrhundert sprechen kann. Diese von dramatischen Umbrüchen, Wechselwirkungen und Veränderungen bewegte Epoche gilt es, den historisch interessierten Lesern zu erschließen und sie für ein einfühlsames Verstehen der mitunter verwickelten Gesamtzusammenhänge einer faszinierenden Beziehungsgeschichte von Deutschen und Russen zu gewinnen.

				
					II. Revolution und Umbruch

				
					
						Vorrevolutionäre Lebenswelten. Befindlichkeiten und Akteure

					
					«Deutsche auf dem Thron, Deutsche neben dem Thron, die Feldherren Deutsche, die Außenminister Deutsche […], überall Deutsche bis zum Überdruss. Deutsche Weiber besetzen fast ausschließlich die Posten der Kaiserinnen […]»,[1] polemisierte 1859 der einst von Lenin als Urvater der Russischen Revolution gerühmte Philosoph und politische Schriftsteller Alexander Herzen. Diese Elitenkritik wirkte in mancherlei Hinsicht befremdlich, zumal Herzen selbst über seine Mutter deutsche Wurzeln besaß.

					Sein hasserfüllter Kommentar gegenüber den Deutschen im Zarenreich beruhte in erster Linie auf den üblen persönlichen Erfahrungen, die er als einer der ersten russischen Sozialisten[2] während der zurückliegenden, von Kadavergehorsam und repressiver Überwachung geprägten Herrschaft des Zaren Nikolaus I. gemacht hatte. Und in der Tat hegte der Zar, dem der Ruf eines «Gendarmen Europas» vorauseilte, nicht nur eine ausgesprochene Vorliebe für alles Preußische, sondern setzte auch in seinem Staats- und Verwaltungsapparat vornehmlich auf Deutsche.[3] Dem baltendeutschen Aristokraten Alexander von Benckendorff etwa vertraute Nikolaus I. unmittelbar nach seiner Thronbesteigung 1826 den Auf- und Ausbau der berüchtigten tretij otdjel, der «Dritten Abteilung», an. Dahinter verbarg sich ein Geheimpolizeiwesen, das bis zum Ende des Zarenreiches existierte, sich eines ausgeklügelten Spitzelapparates bediente und in politisch oppositionellen Kreisen der russischen Intelligenzija gemeinhin zum Symbol der zarischen Gewaltherrschaft avancierte.[4] Man konnte also sehr wohl den Eindruck gewinnen, dass Russlands politische Elite überwiegend deutsch geprägt war.

					Hinzu kamen die engen dynastischen Verbindungen nach Deutschland. Nikolaus war mit Prinzessin Charlotte von Preußen verheiratet. Damit stand er in einer Tradition, die im Hause Romanow bis in das 18. Jahrhundert zurückreichte. Seit Peter dem Großen verfolgte man dort eine Heiratspolitik, die zunächst auf die Herrscherhäuser der deutschen Kleinstaaten, später dann auf die Hohenzollern zielte,[5] was die Zaren aus der bis dahin praktizierten russischen Selbstisolation befreite und mancherlei politische Allianzen besonders im Umfeld der Napoleonischen Kriege oder während des Krimkrieges[6] begünstigte. Die Romanows wurden nun internationaler, um nicht zu sagen: deutscher. Sie fanden Anschluss an die grenzüberschreitenden Netzwerke der westeuropäischen Hocharistokratie, die jenseits der unterschiedlichen politischen Systeme und nationalstaatlichen Beschränkungen ganz eigenen Gesetzlichkeiten folgten.

					Die Beziehungen in dieser Welt basierten vornehmlich auf engen Familienbanden. Sie leiteten sich in jenen Zirkeln aus standesgemäß-traditionellen Wertvorstellungen ab, die allgemeinverbindlich waren und häufig ein Loyalitätsgebaren von eigener Qualität nach sich zogen. Überhaupt fühlten sich die Mitglieder der Zarenfamilie ausgesprochen wohl in Deutschland und unterhielten innige Kontakte zur dortigen Verwandtschaft. Zwischen den Hohenzollern und den Romanows gab es darüber hinaus ein ganz besonders verbindendes Moment: Die beiden letzten Monarchen dieser Dynastien, Wilhelm II. und Nikolaus II., zeichneten sich durch ihren unverhohlenen Antisemitismus aus. Sie waren zutiefst durchdrungen von dem Gedanken der «jüdischen Weltverschwörung», weshalb sie in Juden Agenten sahen, die im Dienste von Liberalismus, Sozialismus und Kommunismus die bestehende Herrschaftsordnung bedrohten. Das musste ihrer Auffassung nach unter allen Umständen vereitelt werden. Zumindest in dieser Hinsicht bildeten sie eine feste Interessengemeinschaft.

					Auch in anderem Zusammenhang pflegten die Spitzen beider Herrscherhäuser ein auffallend enges Vertrauensverhältnis, das zwischen Petersburg und Wien, London oder gar Paris in dieser Form nicht existierte. An ihren Höfen waren persönlich bevollmächtigte Flügeladjutanten akkreditiert. Im Unterschied zu Diplomaten oder Militärattachés hatten sie jederzeit unmittelbaren Zugang zu ihrem entsendenden Monarchen und waren auch nur diesem gegenüber rechenschaftspflichtig. Daraus erwuchsen nützliche Kommunikationskanäle, die, losgelöst vom diplomatischen Protokoll, die staatliche Außenpolitik in krisengeschüttelten Zeiten sinnvoll ergänzen konnten.[7]

					Derartige dynastische Sonderverbindungen erwiesen sich mitunter aber auch als Sand im Getriebe der Staatsmaschinerie, zumal sie nicht unerheblich von den persönlichen Befindlichkeiten der handelnden Akteure abhingen. Das traf für Russland und Deutschland vor allem um die Wende vom 19. zum 20. Jahrhundert zu. Denn mit dem deutschen Kaiser Wilhelm II. und seinem russischen Cousin Zar Nikolaus II. standen sich zu jener Zeit zwei politische Protagonisten gegenüber, die von ihrer Persönlichkeitsstruktur und ihrem Auftreten unterschiedlicher hätten kaum sein können: So gerierte sich der Preuße als selbstverliebter, extrovertierter Polterer – ein manisch, bisweilen paranoid wirkender, unberechenbarer Herrscher, der durch die Sprunghaftigkeit seiner Handlungen auffiel und sich in unverbesserlicher Selbstherrlichkeit häufig in die Innen- und Außenpolitik direkt einmischte.[8] Bei dem Staatsbesuch Wilhelms im Jahre 1888 gewann bereits der zu drastischen Formulierungen neigende Zar Alexander III. den Eindruck, er habe einem «kindischen Affen» gegenübergesessen.

					Der letzte russische Kaiser Nikolaus II. war dagegen eher schüchtern, gleichwohl sprachbegabt und mit einem bemerkenswerten Gedächtnis gesegnet. Häufig fehlte es ihm aber an staatsmännischem Weitblick. Er versuchte immer wieder, sich der politischen Verantwortung zu entziehen, weil er sein Amt zumeist als unangenehme Bürde empfand. Gegenüber Politikern und der Gesellschaft hegte der wenig intellektuell veranlagte Autokrat deshalb ein ganz besonderes Misstrauen. Rückhalt und Selbstvertrauen gab ihm allein der engste Kreis seiner Familie, besonders die geliebte Ehefrau Alexandra Fjodorowna, auch sie eine Deutsche, aus dem Hause Hessen-Darmstadt. Nicht zuletzt deshalb zog er sich im Verlauf der Jahre immer mehr ins Privatleben zurück, was ihn zusehends seinen Ministern, der höfischen Gesellschaft wie überhaupt seinem Volk entfremdete und schließlich in die Isolation trieb.[9]

					
						
							Werben um Russland und die Folgen

						
						In den Augen des selbstbewussten deutschen Kaisers waren dies keinesfalls Eigenschaften, die von Entschlusskraft oder besonderer Führungsstärke zeugten. Folglich mühte er sich, den Zaren seit dessen Thronbesteigung im Jahre 1894 für einen fundamentalen Umbruch im damaligen internationalen Mächtesystem zu gewinnen: Das russische Imperium sollte aus der bestehenden Allianz mit Frankreich herausgebrochen und als Juniorpartner für ein Bündnis des mit Österreich-Ungarn liierten Deutschen Reiches gewonnen werden. Das Ganze sollte zudem durch wirtschaftspolitische Anreize und Abkommen flankiert werden. So und nicht anders hoffte man in Berlin, sich für den Fall eines europäischen Krieges des Albtraums einer russisch-französischen Zweifronten-Situation zu entledigen, um damit annähernd jene bündnispolitische Konstellation wiederherzustellen, wie sie 1890 vor der Nichtverlängerung des deutsch-russischen Rückversicherungsvertrages bestanden hatte.[10] Wilhelm war dabei fester Überzeugung, leichtes Spiel zu haben, zumal «Nicky», wie er den Zaren in seiner umfänglichen Korrespondenz vertrauensvoll zu nennen pflegte, seiner Auffassung nach «klein, schwächlich, scheu [und als Person zu betrachten war], die kaum ein Wort zu sagen hat».[11]

						Der Kaiser umschmeichelte den Zaren in aufdringlichster Weise, spielte sich dabei belehrend gegenüber dem neun Jahre Jüngeren als väterlicher Freund auf und appellierte an dessen monarchische Solidarität, wobei er das Prinzip des Gottesgnadentums als ein beide Herrscherhäuser besonders verbindendes Moment immer wieder in den Vordergrund rückte.[12] Da Wilhelm überdies nicht unerheblich dazu beigetragen hatte, die Eheschließung zwischen Nikolaus und Alix von Hessen-Darmstadt zu vermitteln,[13] sah er den Zaren in einer Bringschuld.

						Der von bündnisstrategischen Erwägungen getriebene deutsche Monarch ließ nichts unversucht, um bei dem zwischenzeitlich schon gereizten russischen Verwandten mit seinen Ideen durchzudringen. Seit 1895 ermunterte Wilhelm ihn zu einem verstärkten außenpolitischen Engagement im Fernen Osten und wollte ihn im Geiste einer europäischen Zivilisierungsmission zum Verteidiger gegen die «gelbe Gefahr» anstacheln, all dies in der Erwartung, Russland den Westmächten zu entfremden. Unentwegt spornte er den Zaren zum militärischen Vorgehen gegen Japan an, lockte mit grandiosen Hegemonialplänen und imperialistischer Beute, die sich St. Petersburg nach einer militärischen Niederlage des Inselreichs böten – ganz Korea, ja sogar Peking könnte sich das zarische Imperium einverleiben. Nikolaus als «Admiral des Pazifiks» würde mit Wilhelm, dem künftigen «Admiral des Atlantiks», fortan Eurasien beherrschen, die Seedominanz der Briten brechen und deren «besten» Kolonialbesitz untereinander aufteilen. Dem Zaren, so die Hoffnung des deutschen Monarchen, musste doch einleuchten, wie sinnlos es sein würde, in Anbetracht solch geopolitischer Perspektiven an einem immer bedeutungsloser werdenden Bündnis mit dem republikanischen Frankreich festzuhalten.[14]

						Als Nikolaus angesichts immenser innerer Krisen zu einem Befreiungsschlag ansetzte und sich 1904 in ein unberechenbares militärisches Abenteuer gegen Japan stürzte, wirkte der deutsche Kaiser kriegstreiberisch aus dem Hintergrund. In den Monaten und Wochen vor Ausbruch der Kampfhandlungen nutzte er seine persönlich guten Verbindungen zum Zaren, ohne dabei die deutschen Chefdiplomaten immer auf dem Laufenden zu halten. Nahezu täglich drängte Wilhelm seinen russischen Cousin in Briefen und Depeschen zu entschlossenem Handeln. Darin berichtete er von vermeintlich japanisch-britischen Intrigen gegen das Zarenreich, gab mancherlei Militärgeheimnisse aus Ostasien preis und sicherte indirekt deutsche Unterstützung zu. Für den Kriegsfall garantierte er die Sicherheit von Russlands westlicher Land- und Seegrenze, schließlich sogar Kohlelieferungen für die russische Baltische Flotte, die zur Verstärkung des pazifischen Kriegsschauplatzes in See gestochen war.

						Selbst als der Waffengang angesichts demütigender militärischer Rückschläge und desaströser Menschenverluste eine für das zarische Imperium unglückliche Wendung nahm und an der Heimatfront ein unaufhaltsamer Stimmungsumschwung einsetzte, der geradewegs in die russische Revolution von 1905 mündete, ließ der deutsche Monarch nicht ab, mit unerbetenen militärischen Ratschlägen zu sekundieren. Wilhelm wollte Nikolaus grundsätzlich in dessen Haltung bestätigen und zur Fortsetzung des Krieges bis zum Sieg bewegen.[15] Er wirkte mit seiner unablässigen Kriegsrhetorik – ähnlich wie manch deutsch-russisches Mitglied aus dem Ministerkabinett von Nikolaus II. – als Brandbeschleuniger des ersten Umsturzversuchs gegen die Petersburger Autokratie. Und auch in jenem Moment, als politische Mäßigung angeraten war, suchte er den Zaren davon zu überzeugen, das autokratische Recht konsequent anzuwenden und jegliche konstitutionelle Zugeständnisse, die die Macht der Krone substanziell schmälern sollten, kategorisch abzulehnen.[16]

						Darin traf er sich ganz mit den Auffassungen der deutschstämmigen Zarin Alexandra Fjodorowna, die zweifellos einen erheblichen Einfluss auf ihren Ehemann ausübte. Immer wieder schaffte sie es, Nikolaus auf ihr paranoides Weltbild einzuschwören, das den Hof, aber auch die russische Gesellschaft unreflektiert in die Kategorien «Freund» und «Feind» einteilte. In diesem Sinne bedrängte sie ihn ständig, in altrussischer Manier der mittelalterlichen Zaren «auf der Grundlage seiner religiösen Überzeugungen und ohne Rücksicht auf Einschränkungen durch das Gesetz» zu herrschen, mehr noch: Härte walten zu lassen. Derartige Einstellungen waren angesichts der alarmierenden Krisenstimmung im Lande, die nach Reform, Aufweichung tradierter autokratischer Strukturen und schrittweiser Parlamentarisierung verlangte, allerdings wenig dazu angetan, Imperium und Monarchie dauerhaft vor dem Abgrund zu bewahren.[17]

						In diese revolutionäre Situation, an deren Ende ein gewähltes Parlament, die Staatsduma, aber auch verfassungspolitische Konzessionen stehen sollten, die allerdings bald schon wieder zugunsten der Autokratie aufgeweicht wurden, platzte der Vertrag von Björkö. Am 24. Juli 1905 hatte der Zar am Rande eines mehr oder weniger privat gehaltenen Monarchen-Treffens dem Drängen des deutschen Kaisers nachgegeben und sich auf ein geheimes deutsch-russisches Defensivbündnis festlegen lassen. Wilhelm wähnte sich am Ziel seiner Wünsche. War es damit gelungen, die dynastischen Verbindungen erfolgreich auszuspielen, um seinem über Jahre hinweg beharrlich verfolgten Allianzprojekt zum Durchbruch zu verhelfen?

						Die bilaterale Annäherung währte indes nicht lange. Denn Nikolaus wurde schon bald darauf von seinem Premierminister und dem Außenamtschef auf die Gefahren hingewiesen, die diesem Projekt innewohnten. Da beide in die Vorgänge nicht eingebunden waren, wurde der Monarch dazu gedrängt, jenen Akt außenpolitischer Eigenmächtigkeit wegen der für Russland nachteiligen antifranzösischen Stoßrichtung derartig zu verwässern, dass das Abkommen binnen Jahresfrist hinfällig war.[18] Dem Zaren damit die Grenzen seines politischen Handelns aufgezeigt und ihn am Ende zum Zurückweichen veranlasst zu haben, kam für die krisengeschüttelte, um Konsolidierung ringende Autokratie zu einem denkbar ungünstigen Zeitpunkt. Das galt umso mehr, als die Friedensverhandlungen mit Japan noch nicht endgültig unter Dach und Fach gebracht waren; ebenso war die ökonomische Abhängigkeit von Paris keineswegs dazu angetan, es sich mit den Franzosen zu verscherzen. Petersburg steckte inmitten von Kreditverhandlungen mit Frankreich, um einen Staatsbankrott abzuwenden.[19]

						Auch Kaiser Wilhelm empfand den gescheiterten Vorstoß von Björkö als herbe persönliche Niederlage. Gleichwohl hegte er nach wie vor Hoffnungen, auf absehbare Zeit doch noch eine irgendwie geartete Wiederbelebung des einst durch Otto von Bismarck zwischen Deutschland, Russland und Österreich arrangierten Dreikaiserbundes zustande zu bringen. Vorerst hatte sich allerdings die profranzösische Fraktion am russischen Hof durchgesetzt. Auch sonst mehrten sich Anzeichen einer weiteren politischen Entfremdung zwischen dem zarischen Imperium und dem Deutschen Kaiserreich: Im August 1907 gelang mit dem Vertrag von St. Petersburg ein Interessenausgleich mit Großbritannien. Durch die Abgrenzung von Einflusszonen wurde fortan die russisch-britische Rivalität im Great Game um Asien beigelegt, die bis dahin im Verlauf des gesamten 19. Jahrhunderts immer wieder für Misstrauen und politische Belastungen gesorgt hatte. Die bereits zwischen Paris und London bestehende «Entente Cordiale» erfuhr damit eine bündnispolitische Ausweitung nach Osten: die «Triple Entente».

						Schließlich trugen die Ereignisse auf dem Balkan – einer Region, in der die Zaren seit eh und je ein privilegiertes Mitspracherecht beanspruchten – erheblich dazu bei, das deutsch-russische Verhältnis weiter zu vergiften: Die deutsche Parteinahme für österreichische Interessen während der Bosnischen Annexionskrise von 1908, ebenso die Haltung Berlins während des Ersten Balkankrieges 1912/13, die Russlands Position in Südosteuropa einzuhegen suchte, wurden in St. Petersburg als höchst demütigend empfunden. Vor diesem Hintergrund wurde 1913 mit der Entsendung einer deutschen Militärmission unter der Leitung von Generalleutnant Otto Liman-von-Sanders nach Konstantinopel die letzte große diplomatische Krise vor Ausbruch des Ersten Weltkrieges heraufbeschworen. Russland reagierte äußerst ungehalten auf diesen Vorstoß, zumal nach vorangegangenen diplomatischen Rückschlägen auf der Balkanhalbinsel. Dort deutete man das Ganze als Versuch der Deutschen, die verdeckte Kontrolle über Bosporus und Dardanellen zu erlangen, um das Zarenreich an einem strategischen Punkt empfindlich zu treffen – dem Verbindungsweg vom Schwarzen Meer zum Mittelmeer. Im letzten Moment aber konnte der Konflikt, der militärisch zu eskalieren drohte, durch das Einlenken Berlins auf eine für beide Seiten gesichtswahrende Weise friedlich beigelegt werden. Dennoch waren die bilateralen politischen Beziehungen zwischen Berlin und St. Petersburg auf einem absoluten Tiefpunkt angelangt. Und daran sollte sich bis August 1914 auch nichts mehr grundlegend ändern.[20]

					
					
						
							Wirtschafts- und handelspolitische Verflechtung

						
						Ganz anders gestalteten sich dagegen die Wirtschafts- und Handelskontakte beider Staaten. Hier existierte ein Klima, das in vielerlei Hinsicht beiden Seiten zum Vorteil gereichte, wenngleich bei vielen Russen die protestantische Arbeitsethik und der nüchtern-kalkulierende Geschäftssinn ihrer deutschen Kooperationspartner einen ambivalenten Eindruck hinterließen: Einerseits blickten sie respektvoll auf deren Tüchtigkeit und ausgeprägten Sinn für Gerechtigkeit und Ordnung; andererseits entsprach dies nicht unbedingt ihrer Handlungsweise. Die sprichwörtliche deutsche Verstandeskälte prallte auf die legendäre «russische Warmherzigkeit», wenn es im Volksmund etwa hieß: «Der Deutsche könne vieles, ‹hat für alles ein Instrument […], ist schlau, hat den Affen erdacht›, aber bei ihm seien leider ‹die Beinchen etwas dünn und die Seele etwas kurz› geraten.»[21]

						Und dennoch glänzten deutsche Unternehmer und Firmen – ungeachtet der schwankenden politischen Großwetterlage – in der Spätphase des Zarenreiches durch eine nahezu allgegenwärtige Russlandpräsenz. Sie wollten dort Geschäfte machen und zeigten deshalb wenig Interesse, sich für politische Zwecke instrumentalisieren zu lassen. Sie engagierten sich nicht nur in der neuen und alten Hauptstadt St. Petersburg und Moskau, in traditionellen russischen Handelszentren wie etwa Nischnij Nowgorod, sondern auch in der ökonomisch zukunftsträchtigen Kaukasus-Region, deren Erdöl-Reichtum es zu erschließen galt. Deutsche Industrieunternehmen wie Siemens, AEG, Mannesmann, Thyssen, Krupp oder die Friedr. Bayer A.G. ebenso wie renommierte deutsche Bankinstitute, etwa die Disconto-Gesellschaft, die privaten Finanzhäuser Mendelssohn, S. Bleichröder oder das Bankhaus Rothschild in Frankfurt am Main, erkannten um die Jahrhundertwende den immensen Investitions- und Kapitalbedarf,[22]der sich spätestens 1856 mit der russischen Niederlage im Krimkrieg, aber auch 1905 nach dem Desaster des Russisch-Japanischen Krieges ergeben hatte.

						Die dabei zutage getretenen Unzulänglichkeiten offenbarten ein grundlegendes Reformdefizit. Das wiederum machte eine entwicklungspolitische Rosskur und entschlossene Modernisierungsmaßnahmen erforderlich, wollte das daniederliegende Russland wieder den Anschluss an die westeuropäischen Großmächte gewinnen. Die industrielle Revolution, die im Zarenreich erst nach 1890 einsetzte,[23] hätte angesichts der strukturellen Rückständigkeit, der fehlenden ökonomischen Ressourcen und des mangelnden technologischen Know-how aus eigener Kraft nicht bewältigt werden können. Wenn sie am Ende dennoch erfolgreich verlief und einen ökonomischen Aufschwung nach sich zog, dann war dies erfolgreichen Unternehmern wie den eingangs genannten moskau-deutschen Süßwarenfabrikanten Ferdinand Theodor von Einem oder Julius Heuss und nicht zuletzt der umsichtigen Politik von drei – deutschstämmigen – russischen Finanzministern zu verdanken, nämlich Michail Christoforowitsch von Reutern, Nikolaj Christianowitsch Bunge und Sergej Juljewitsch Witte. Vor allem Witte kam das Verdienst zu, die russische Volkswirtschaft aus ihrem defizitären Dauerzustand zu befreien.[24]

						Der exportabhängigen deutschen Wirtschaft kam diese Entwicklung sehr gelegen. Sie besaß die Fähigkeit, neue Märkte zu erschließen, und verfügte über das Potenzial, Russlands immensen Bedarf an Qualitätsprodukten vornehmlich im Maschinenbau und der Elektrobranche zu bedienen. Deutsches Wirtschaftsengagement und Investitionsbereitschaft waren deshalb auch nach der bündnispolitischen Annäherung der Romanows an Frankreich im Jahre 1890 gefragt. Von zehn Unternehmen der Elektroindustrie etwa, die 1901 im Zarenreich wirkten, wurden allein sechs von deutschem Kapital beherrscht. Am Vorabend des Ersten Weltkrieges dominierten Siemens und AEG in diesem Wirtschaftssektor mit 60 Prozent der Finanzeinlagen. Und im Westteil des Imperiums, in Russisch-Polen, standen schon 1901 zwei Fünftel der dortigen metallverarbeitenden Industriezweige unter deutschem Einfluss. Dabei schlossen sich jene Unternehmen zumeist zu einem Produktionsverbund mit ihren Hauptstandorten in der Heimat zusammen und finanzierten sich überwiegend durch deutsche Banken.[25]

						Wie sehr die beiden Ökonomien miteinander verflochten waren, zeigt ein Blick auf die Entwicklung des Handels. 1894 bildete ein deutsch-russisches Handelsabkommen, das 1904 nochmals um zwölf Jahre verlängert wurde, die Basis für einen Warenaustausch, der beide Seiten zufriedenstellte. Das galt umso mehr, als die Russen im Zuge der Vertragsverlängerung einen erleichterten Zugang zu deutschen Kapitalmärkten und angesichts des bevorstehenden Waffengangs mit Japan zugleich eine Kriegsanleihe in Höhe von 500 Millionen Reichsmark erhielten.[26] Alles in allem war dies ein positiver Trend, dem selbst die politische Entfremdung wenig anhaben konnte. Und so kam es, dass Deutschland zum wichtigsten russischen Handelspartner aufstieg. Zwischen 1905 und 1913 konnte es seine Exporte um mehr als 150 Prozent steigern. Ein Jahr vor Ausbruch des Ersten Weltkrieges bezog das Zarenreich von dort 47,6 Prozent seiner Gesamteinfuhren. Das Deutsche Reich bezog im Gegenzug 44,2 Prozent der gesamten russischen Warenexporte. Das waren bemerkenswerte Zahlen angesichts der inzwischen so stark vertieften außen- und sicherheitspolitischen Kooperation des zarischen Imperiums mit Großbritannien und Frankreich.[27]

					
					
						
							Russlands Blick auf Deutschland

						
						In deutschlandkritischen Kreisen, ebenso wie in den germanophoben Organen der russischen Publizistik registrierte man dies sehr wohl. Und so verwundert es wenig, dass man in einer nationalistisch aufgeheizten Atmosphäre, die sich am Vorabend des Großen Krieges immer aggressiver gegen das wilhelminische Reich formierte, die Deutschen mitunter als ökonomische Bedrohung empfand, weshalb das Gerücht aufkam, das Zarenreich sei wegen seiner handelspolitischen Abhängigkeit zu einer «Art deutscher Kolonie» verkommen. Da das rückständige Imperium in gewisser Weise wie die Kolonie auch aller anderen hochindustrialisierten Staaten erschien, denkt man etwa an die finanzpolitische Abhängigkeit von Frankreich,[28] entbehrten derartige Parolen jeglicher Realität. Sie waren vielmehr Ausdruck einer generell wachsenden gesellschaftspolitischen Unzufriedenheit im Innern, die nach einem Sündenbock suchte. Und dieser hieß angesichts der sich insgesamt verschlechternden internationalen Großwetterlage Deutschland.

						Die russische öffentliche Meinung hegte unter solchen Umständen – im Unterschied etwa zu den Jahren vor 1905[29] – keine großen Sympathien mehr für das Kaiserreich und die Deutschen. Das westliche Nachbarland wurde nun gemeinhin zum alleinigen Hort autoritärer Großmannssucht und des preußischen Militarismus stilisiert – eine Unterstellung, die angesichts der bellizistischen Grundstimmungen unter den damaligen europäischen Großmächten in dieser Einseitigkeit kaum gerechtfertigt war.[30] Alte Klischees lebten wieder auf, mehr noch: wurden dankbar bedient. Russisch-panslawistische Kreise, die der Idee einer Gemeinschaft slawischer Nationen das Wort redeten, grenzten sich damit bewusst vom germanischen Kulturkreis ab. Sie operierten mit unscharfen Begrifflichkeiten und Feindbildern, die durch die historische Realität nicht belegt waren. In diesem Sinne instrumentalisierten sie den vermeintlichen deutschen «Drang nach Osten», um gezielt unter der russischen Bevölkerung antideutsche Ressentiments und Bedrohungsängste zu schüren.[31]

						Die russische Presse hatte – ungeachtet von Zensur und lästigen Einflussversuchen seitens der Regierung – seit der Revolution von 1905 neben Parlament und Parteien eine wichtige meinungsbildende Funktion und damit zivilgesellschaftliche Stellung übernommen.[32] Insbesondere die auflagenstarke Zeitung «Nowoje Wremja» (Neue Zeit), die im rechtsnationalistischen Spektrum zu verorten war, richtete ihre Angriffe dezidiert gegen das «pangermanische Gebaren» des Alldeutschen Verbandes (AdV).[33] Dieser war im Deutschen Reich bis 1914 keineswegs einflusslos, doch repräsentierte er bei weitem nicht die Mehrheit des politischen Meinungsspektrums. Der Interessenverband provozierte allerdings mit seinen antisemitischen, völkisch-nationalistischen Tiraden, mit seinem entschiedenen Eintreten für imperialistische Kolonialpolitik, Aufrüstung und Förderung des Deutschtums im Ausland, wobei sogar die deutschen Kolonisten des Zarenreiches als potenzielle Bündnispartner ins Blickfeld von ausschweifenden Territorialträumen gerieten.

						Zeitweilig war darüber um die Jahrhundertwende ein regelrechter Pressekrieg zwischen den Publikationsorganen des AdV und den xenophoben panslawistischen Anhängern in Russland entfesselt worden, den der deutsche Botschafter in St. Petersburg, das Auswärtige Amt in Berlin, aber auch der damalige russische Außenminister und der Zar höchstpersönlich zu zügeln suchten. Da sich die Alldeutschen zudem während des Ersten Weltkrieges wortgewaltig in die Kriegszieldebatte einbrachten und sich zu energischen Fürsprechern einer weitreichenden deutschen Annexionspolitik aufschwangen,[34] befeuerten sie das negativ beladene Deutschlandbild der Russen weiter.

						Öffentliche Kritik schlug überdies den deutschen Parteien entgegen, sofern sie sich in irgendeiner Weise gegen das Zarenreich positionierten. Allenfalls auf die SPD setzten insbesondere linksliberale Presseorgane und speziell die russische Sozialdemokratie, wenn es darum ging, mäßigend auf die Scharfmacher in der deutschen Russlandpolitik einzuwirken. Preußische Junker gerieten dagegen wegen ihrer agrarprotektionistischen Haltung ins Visier publizistischer Hetzkampagnen. Sie wurden für die Erhöhung deutscher Getreidezölle verantwortlich gemacht, was die russischen Agrarexporte immer wieder empfindlich traf. Zugleich beschwor man das Szenario vermeintlicher Bündnisse von Junkerklasse und Bürgerlichen herauf und warnte vor noch gefährlicheren Reaktionen.

						Auf breite Ablehnung stieß in Russland zudem die Person des deutschen Kaisers. Dessen unablässiges Bekenntnis zum Gottesgnadentum mochte zwar bei Hofe und in zarentreuen Zirkeln Anklang finden; in der liberalen Presse dagegen, aber auch bei jener politischen Öffentlichkeit, die nach weiterer Parlamentarisierung strebte und die Autokratie verfassungsrechtlich einhegen oder gar durch Revolution stürzen wollte, löste er nur Missbehagen, Unverständnis und Spott aus. Das seinerzeit bekannteste oppositionelle Blatt «Russkoje Slowo» (Russisches Wort) brachte die damals vorherrschende öffentliche Stimmungslage auf den Punkt, als es im Juli 1913 den technikverliebten Wilhelm zum Totengräber der bis dahin in Russland höchst respektierten deutschen Kulturnation stilisierte: «Sein militärisches Joch habe den Geist aus Deutschland herausgepresst; Ingenieure und Industrielle beherrschten das Land; Zeppelin, Krupp und Bleichröder seien die Goethe, Schiller und Kant dieser Zeit; Faust der Epoche sei der Fabrikant, Gretchen der Markt und Mephisto der Bankier.»[35]

						Von der einstigen Wahlverwandtschaft mit Deutschland, die seit dem 19. Jahrhundert auf sehr vielfältige Weise die geistige Entwicklung und Weltsicht weiter Teile der russischen Elite am zarischen Hof, im Milieu konservativer oder liberaler Intellektueller und Künstler, aber ebenso im Kreis der revolutionären Intelligenzija inspiriert hatte,[36] war am Vorabend des Ersten Weltkrieges nicht viel übrig geblieben. Gewichen war auch das einst positiv konnotierte Bild vom friedfertigen, mitunter weltfremd und etwas naiv wirkenden «deutschen Michel», der «‹einfach und liebenswürdig› zu seinem Glück allenfalls ‹einige Krüge Bier mit einem Stück Käse, Schinken oder Wurst [… und] leidlich gute Musik›» benötigte – dieser Deutsche existierte nicht mehr in der russischen Vorstellungswelt, weil er seine den Russen lieb gewordenen Eigenschaften offenbar gegen einen ausgeprägten Hang zum aggressiven Militarismus und bedingungslose Obrigkeitshörigkeit eingetauscht hatte.[37]

					
					
						
							Nach innen gerichtete Germanophobie

						
						Die antideutschen Ressentiments der letzten Jahre vor Kriegsausbruch zielten aber nicht nur auf das wilhelminische Deutschland, sondern ebenso deutlich nach innen. Wie zu Zeiten von Alexander Herzen in den späten 1850er Jahren bildeten die Deutschen auch in den beiden letzten Regierungsjahrzehnten von Nikolaus II. um die Jahrhundertwende ein wichtiges gesellschaftspolitisches Moment: Deutsche waren in Russlands Wirtschaft signifikant vertreten, allerdings handelte es sich dabei hauptsächlich um reichsdeutsche Staatsbürger, die nur ein Gastrecht besaßen.

						Die Deutschstämmigen in der russischen Bevölkerung, die zugleich Untertanen des Zaren waren, setzten sich dagegen aus Deutschbalten, aus deutscher Stadtbevölkerung und ländlichen Kolonisten zusammen, die man im Zuge staatlicher Peuplierungspolitik unter der deutschstämmigen Zarin Katharina der Großen nach 1763 ins Land geholt hatte. Nach amtlichen Erkenntnissen der ersten gesamtrussischen Volkszählung von 1897 betrug deren Zahl rund 1,7 Millionen Menschen. Bezogen auf eine Gesamtbevölkerung von rund 126 Millionen Einwohnern, waren dies 1,42 Prozent. Sie stellten damit die achtstärkste Nationalität des multiethnischen Imperiums dar. Die überwiegende Mehrheit der Deutschrussen, rund 57 Prozent, verdiente sich den Lebensunterhalt in der Landwirtschaft. Da seit den 1890er Jahren eine weitere Einwanderungswelle staatlicherseits initiiert und systematisch gefördert worden war, um weite Teile Sibiriens, der Kaukasus-Region, aber auch der bevölkerungsarmen Landstriche der westrussischen Gouvernements im Dienst der Krone zu erschließen, stieg die Gesamtzahl der Deutschrussen bis zum Ausbruch des Weltkrieges auf etwa 2,7 Millionen an. In panslawistischen Kreisen förderte dies Unmut und Sorge vor weiterer Überfremdung, wobei sie vor allem unter einfachen russischen Bauern Parteigänger zu finden versuchten. Die zarische Regierung zeigte sich davon allerdings wenig beeindruckt, zumal sie sich von ihrer Ansiedlungspolitik wichtige Modernisierungsimpulse erhoffte, die die rückständigen, reformunwilligen Lebenswelten des russischen Dorfes nicht bieten konnten.[38]

						Stein des Anstoßes für die zunehmend germanophobe Stimmung in der russischen Öffentlichkeit, die sich streng genommen gegen eigene Landsleute richtete, war nicht zuletzt der Umstand, dass Deutschrussen als Beamte oder Minister im Staats- und Militärdienst deutlich überrepräsentiert waren, sie dort zumeist begehrte, einflussreiche gesellschaftliche Positionen einnahmen. Selbst unter den Ehrenbürgern und in der Aristokratie zählte man um die Jahrhundertwende rund 50000 Deutschrussen, von allein beim gesamtrussischen Erbadel stellten sie mit knapp 25000 Personen 1,4 Prozent dieser Rangkategorie.

						Das stärkste Kontingent unter den hohen Staatsbeamten bildete dabei der längst russifizierte deutsch-baltische Adel, der häufig keinerlei Verbindungen mehr zum Deutschen Reich unterhielt. Es war geradezu infam, ihn in der emotional aufgeheizten Atmosphäre vor 1914 des Ausverkaufs, gar des Verrats russischer Interessen oder als Anwalt reichsdeutscher Belange zu bezichtigen.[39] Im Gegenteil: Die Deutschrussen in den staatstragenden Positionen erwiesen sich vielmehr auf sehr unterschiedliche Weise als loyale Stütze der zarischen Autokratie. In den späten 1850er und 1860er Jahren unterstützten sie die Reformen, mit denen Alexander II. sein Land modernisieren wollte; deutschstämmige Untertanen fanden sich umgekehrt aber auch unter jenen Protagonisten, die unter den beiden letzten Zaren Alexander III. und Nikolaus II. den Willen der Staatsführung treu exekutierten, eine ausgesprochen reaktionäre, antireformerische Linie verfolgten und damit unweigerlich-unwillentlich die revolutionäre Umbruchsituation im Lande vorantrieben. Den Inbegriff autokratischer Repression verkörperten in der Wahrnehmung der politischen Opposition etwa der deutschstämmige Innenminister Wjatscheslaw K. von Plewe, aber auch der ebenso deutschstämmige Petersburger Generalgouverneur Dmitrij F. Trepow.

						Gerade in Zeiten der Unsicherheit identifizierten sich Deutschrussen in ihrer Mehrzahl zwar auffallend mit der bestehenden Herrschaftsordnung der Romanows und bewahrten diese vorerst vor dem weiteren Zerfall. Auf lange Sicht allerdings trugen sie damit zu deren Niedergang bei. Der konservative deutsch-baltische Adel in den Westprovinzen des Imperiums rückte unter dem Eindruck der inneren Unruhen in den Jahren 1905/06 ideologisch näher an die Petersburger Zentralmacht und bot dem revolutionären Ansturm entschlossen die Stirn; deutschstämmige Kolonisten in den entlegeneren Regionen des Reiches traten mäßigend, am Ende oft befriedend gegenüber Aufständischen auf und nutzten keinesfalls die Umbruchsituation für separatistische Tendenzen. Ebenso wenig wie die deutschstämmigen Städter beanspruchten sie eigene nationale Repräsentationsorgane, sondern artikulierten ihre Interessen fortan unter dem Dach des entstehenden russischen Parteiensystems und im Rahmen der durch die 1905er Revolution angestoßenen konstitutionellen Veränderungsprozesse.[40]

						Zählte Generalgouverneur Trepow zu den meistgehassten Personen der damaligen höheren Petersburger Staatsbürokratie, dann traf dies für den Hof ähnlich auf die deutschstämmige Zarin Alexandra Fjodorowna zu. Dass sie zunehmend den Volkszorn auf sich zog, wodurch auf lange Sicht die Autokratie immer stärker den Rückhalt in der Gesellschaft verlor, war im Wesentlichen selbst verschuldet. Abgesehen von ihren charakterlichen Eigenschaften – der arroganten Unnahbarkeit, Weltfremdheit und dem Hang zum übertriebenen religiösen Mystizismus – schlug maßgeblich die Tatsache zu Buche, dass die Zarin sich nach Beginn des Krieges immer unverhohlener und auf falsche Weise in die Politik einmischte.

						Während Nikolaus als oberster Kriegsherr im Hauptquartier an der Front weilte, übertrug er ihr zwischen September 1915 und Februar 1917 weitgehend die Regierungsgeschäfte. Der Zeitpunkt dafür war denkbar ungünstig gewählt: Wirkte der Krieg zunächst als patriotisches Elixier, das die ins Taumeln geratene Romanow-Dynastie mit ihren Ministern, dem Parlament und der russischen Öffentlichkeit wieder auszusöhnen schien, verkehrte sich diese Entwicklung innerhalb kürzester Zeit ins Gegenteil. Der Zar ließ seine Ehefrau, die erheblich unter dem Einfluss des dubiosen Wanderpredigers Rasputin stand, gewähren und stellte sich vertrauensvoll hinter ihre realitätsfernen, von Nepotismus getragenen personalpolitischen Fehlentscheidungen: Vier Ministerpräsidenten, fünf Innenminister, drei Außenamt-Chefs, drei Kriegs-, drei Verkehrs- und vier Landwirtschaftsminister kamen und gingen in politisch angespannten Zeiten, die angesichts der desolaten Lage an der russischen Westfront zumindest im Hinterland nach innerer Stabilität verlangt hätten.

						Spätestens in diesem Moment wurden die öffentlichen antideutschen Ressentiments mit geballter Wucht auf die Spitze des Herrscherhauses gerichtet. Gerüchte kursierten unaufhaltsam, denen zufolge die «Deutsche», wie man die Zarin im Volksmund despektierlich nannte, als Kopf einer deutschfreundlichen Clique bei Hofe ein großes Komplott vorbereite. Der von ihr protegierte deutschstämmige Premierminister Boris Stürmer, ein ehemaliger Provinzgouverneur, zweitrangig und korrupt, der kaum über das Format verfügte, das angeschlagene Imperium politisch zu führen, wurde kurzerhand bezichtigt, im Dienst des Deutschen Reiches zu stehen – das schien umso mehr berechtigt, als er den Einflüsterungen der Zarin erlag und sich als deren bedingungsloser Erfüllungsgehilfe erwies.

						All diese Unterstellungen entbehrten zwar jeglicher realen Grundlage, aber als Nikolaus in einer der ganz wenigen Ausnahmefälle dagegensteuerte und Stürmer im November 1916 kurzerhand durch den konservativen Deutschrussen Alexander F. Trepow, einen Bruder des seinerzeit gefürchteten Generalgouverneurs von Petersburg, ersetzte, änderte dies an der verfahrenen Gesamtsituation wenig. Denn der neue Premier konkurrierte mit dem kurz zuvor von Alexandra Fjodorowna berufenen Innenminister Alexander D. Protopopow, was einmal mehr offenlegte, wie sehr sich die Autokratie inzwischen selbst blockierte. Damit einher ging die Dämonisierung des Zarenhauses. Sie war schließlich die Klammer, die die politische Opposition zusammenhielt und das Land geradewegs in die Februarrevolution von 1917 führen sollte.[41]

					
					
						
							Russische Eliten und Deutschland

						
						Es wäre falsch anzunehmen, die germanophobe Grundstimmung im Lande sei allein auf die breite Öffentlichkeit begrenzt geblieben. Auch in der damaligen St. Petersburger Führungselite – in liberalen Duma-Kreisen und unter den gemäßigten Mitgliedern der Regierung, die mit außenpolitischen Fragen befasst waren – überwog im letzten Jahrzehnt vor dem August 1914 zweifellos das Lager derjenigen, die sich dezidiert antideutsch gerierten. Sie plädierten nachdrücklich für eine enge sicherheitspolitische Verflechtung mit Großbritannien und Frankreich, von der sie sich wichtige Impulse für Russlands Entwicklung hin zu einem liberalen Verfassungsstaat versprachen. Eine Annäherung an das wilhelminische Deutschland, das als Bollwerk gegen Liberalismus und Revolution und damit als natürlicher Allianzpartner der zarischen Autokratie wahrgenommen wurde, bildete für sie keine Alternative.[42]

						Ungleich kleiner nahm sich dagegen die weitgehend monarchistisch gesinnte deutschfreundliche Fraktion aus. Sie war zwischen 1890 und 1914 besonders im politisch konservativen Milieu sowie im Umfeld der rechten Radikalen beheimatet und konnte auf die publizistische Unterstützung der einschlägigen rechtsnationalen Presse zählen, die «Moskowskie Wedomosti» (Moskauer Nachrichten) oder den «Graschdanin» (Der Staatsbürger), die bei Hofe hohes Ansehen genossen. Sie pflegten überdies Kontakte zu hochrangigen Würdenträgern im russischen Außenministerium, beispielsweise zu dem deutschbaltischen Baron Roman Romanowitsch Rosen, und fanden gleichgesinnte Fürsprecher in den Reihen der zweiten Parlamentskammer, wenngleich der Staatsrat keinesfalls den zentralen Verhandlungsort für Fragen der russischen Außenpolitik darstellte. Und genau darin bestand das generelle Problem.

						Deutlich bekam das der prominenteste Vertreter des prodeutschen Flügels, der frühere Innenminister und elder statesman Pjotr Nikolajewitsch Durnowo, im Februar 1914 zu spüren. Unter dem Eindruck der internationalen Lage, die sich zuspitzte und die Gefahr eines Krieges zwischen Russland und Deutschland heraufbeschwor, war er bemüht, mit einem Memorandum von geradezu prophetischer Weitsicht die Aufmerksamkeit des Zaren zu gewinnen. Durnowo war keinesfalls ein unreflektierter, sentimentaler Germanophiler. Wenn er unentwegt für die seinerzeit unorthodoxe Idee einer russisch-deutschen Annäherung warb, die zweifellos die damalige bündnispolitische Sicherheitsarchitektur des Zarenreiches grundsätzlich in Frage gestellt hätte, dann geschah dies allein aus antirevolutionären Beweggründen: Durnowo wusste nur zu gut aus eigener Anschauung während der Revolution von 1905, wie fragil die multinational verfasste russische Gesellschaft und das Imperium der Romanows waren. Ein militärischer Konflikt mit dem wilhelminischen Reich, ausgelöst etwa infolge deutsch-britischer Rivalitäten, würde unweigerlich eine kaum mehr beherrschbare kriegerische Kettenreaktion nach sich ziehen und Russland gewaltigen inneren sozialen Eruptionen aussetzen. Angesichts dieser düsteren Prognosen sah sich Durnowo in guter Gesellschaft mit zahlreichen anderen konservativen Weggefährten. Gemeinsam waren sie zutiefst von der Gefahr eines sozialistischen Umsturzes überzeugt.

						Dass Durnowos bemerkenswertes Memorandum am Ende aber nur eine Fußnote der Geschichte blieb, war im Wesentlichen zwei Umständen geschuldet: In Russland hatte der vorherrschende Zeitgeist eine solche Eigendynamik entfaltet, dass an einen fundamentalen Politikwechsel gegenüber Deutschland kaum mehr zu denken war. Am wenigsten sah sich der führungsschwache Zar zu einem solchen Schritt veranlasst, der zugleich den weiteren Verlust an gesellschaftlichem Rückhalt bedeutet hätte. Das galt umso mehr, als die damalige militärische Führungselite in St. Petersburg sich seit 1913 mehrheitlich von den Einschätzungen des zarischen Militärattachés in Berlin, Oberst Pawel Alexandrowitsch Basarow, vereinnahmen ließ, denen zufolge «Deutschland den Krieg brauche wie ein Gewitter an einem schwülen Sommertag», weshalb ein Waffengang mit «Rußland letztlich [als] unausweichlich» betrachtet wurde.

						Aber auch im Deutschen Reich war die Situation keinesfalls mehr dazu angetan, der russischen Seite etwa in heiklen außenpolitischen Fragen auf dem Balkan oder mit Blick auf die zarischen Interessen gegenüber dem Osmanischen Reich substanziell entgegenzukommen. Und so fehlte es dort ebenso an den erforderlichen Voraussetzungen, die einen generellen Stimmungsumschwung zugunsten einer bilateralen Annäherung hätten bewirken können.[43]

					
					
						
							Russophilie und Russophobie in Deutschland

						
						Seit der Jahrhundertwende, spätestens jedoch in den letzten Jahren vor dem Ersten Weltkrieg hatte sich die Einstellung der Deutschen zu Russland erheblich verändert. Die Waffenbrüderschaft gegen das napoleonische Frankreich, die in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts insbesondere von monarchistischen und konservativen Anhängern in Preußen, aber auch von Befürwortern einer «Heiligen Allianz» mit der restaurativen Romanow-Dynastie begrüßt worden war, gehörte längst der Vergangenheit an. Vorbei waren die Zeiten, in denen die deutschen politischen Eliten Russlands diplomatische Zurückhaltung bei der Gründung des Reiches 1871 zu würdigen wussten und nachdrücklich für ein gutes deutsch-russisches Verhältnis plädierten. In demokratisch-republikanischen wie sozialistischen Kreisen galt dagegen die zarische Autokratie bereits seit der gescheiterten Revolution von 1848 gemeinhin als Hort der Reaktion. Karl Marx und Friedrich Engels, aber auch der sozialdemokratische Arbeiterführer August Bebel gehörten zu den schärfsten Kritikern des Zarismus. Allenfalls mit der bedauernswerten politischen Opposition in Russland hegten sie Sympathie.[44]

						Weniger eindeutig fielen aber die Russland-Diskurse deutscher Wissenschaftler und Intellektueller aus. Diese oszillierten zwischen Faszination und Furcht, je nachdem, ob man den östlichen Nachbarn als eine imperiale Ressource für das aufstrebende Deutsche Kaiserreich oder aber als einen imperialen Konkurrenten betrachtete. Die einen – so etwa der Freiburger Nationalökonom Gerhart Schultze-Gävernitz – sahen das Zarenreich als ein auf Modernisierungen zielendes Kontinentalimperium, dessen koloniales Ausgreifen auf Sibirien und Asien Ausdruck einer europäischen Zivilisierungsmission war, die beiden Seiten zum Vorteil gereichen konnte. Sie votierten für intensive bilaterale Wirtschaftsbeziehungen und politische Zusammenarbeit, um so über Russland neue asiatische Märkte erschließen und Deutschlands Macht im globalen Maßstab insgesamt mehren zu können.

						Die anderen, darunter manche Historiker «preußischer Schule», aber auch Publizisten und selbst ernannte Experten, die sich erfolgreich auf das einträgliche Geschäft der Trivialbelletristik verstanden, zählten sich zum russlandkritischen Lager. Sie suchten in Abgrenzung zum zarischen Imperium die spezifische Rolle Deutschlands in der Weltpolitik historisch zu untermauern und stigmatisierten dabei häufig die Völker jenseits der Ostgrenze des Deutschen Reiches. Der Kulturhistoriker und Schriftsteller Johannes Scherr beispielsweise festigte mit seinen Publikationen, die sich großer Beliebtheit erfreuten, nachhaltig die Klischeevorstellungen vieler Deutscher. In seinen Schriften erschien das Zarenreich als rückständig, barbarisch und despotisch – ein von Knechtschaft und Korruption geprägtes asiatisches Imperium, das seinen Expansionsdrang aus der mongolisch-tatarischen Vergangenheit ableitete. Vollkommen unfähig zur Reform, werde es – so die pessimistische Vorhersage – durch das zerstörerische Werk der Revolution und das Hinübergleiten in den Kommunismus ein tragisches Ende finden.[45]

						Auch sonst gab es zum damaligen Zeitpunkt in Deutschland keine großen Möglichkeiten einer differenzierteren Sicht auf Russland: Was Schüler im Geschichts- und Geografieunterricht lernten, deckte sich weitgehend mit den in der Erwachsenenwelt kursierenden Stereotypen vom primitiven, unflexiblen, ungebildeten und antiwestlich eingestellten Russen, der sich von dem einer überlegenen Kulturnation angehörenden Deutschen grundlegend unterschied.

						Authentische Informationen, gar aus erster Hand, waren nur schwer zu erhalten. Russischkenntisse waren unter der deutschen Bevölkerung kaum verbreitet. Und auch die Zeitungen boten lange Zeit ein klägliches Bild. Bis zum Russisch-Japanischen Krieg 1904/05 hatte keine der großen deutschen Tageszeitungen einen Korrespondenten in St. Petersburg oder Moskau. Statt substanziell über die inneren Vorgänge in Russland zu berichten, bedienten weite Teile der Presse eher die gängigen Vorurteile, ohne dies allerdings mit dezidierten Forderungen nach einer antirussischen Politik zu verbinden. Wenn überhaupt, dann stützten sich die Zeitungen allenfalls unkritisch auf die offiziellen Verlautbarungen aus dem Umfeld der zarischen Regierung oder des Hofes. Und dies wiederum trug erheblich dazu bei, dass vielen Deutschen ihr östlicher Nachbar weiterhin ein Rätsel blieb.

						Erst mit der russischen Revolution von 1905, spätestens jedoch mit den Balkankriegen 1912/13 rückte Russland deutlich stärker ins Blickfeld deutscher Zeitungen. Damit ging ein allmählicher Wahrnehmungswandel einher: Nun machte gemeinhin das Schlagwort von der wachsenden «russischen Gefahr» die Runde und sorgte am Vorabend des Ersten Weltkrieges dafür, dass innerhalb der spätwilhelminischen Gesellschaft russophobe Einstellungen und Bedrohungsgefühle überwogen:[46] Für die politisch linksliberale Öffentlichkeit bot Nikolaus II. – mit Ausnahme einer kurzen Zeitspanne während der Ereignisse von 1905 – in geradezu klassischer Weise das Bild eines Despoten. Das politisch-militärische Establishment fürchtete dagegen die revolutionäre Gefahr, die von Russland ausging und schlimmstenfalls auf Deutschland überzugreifen drohte.

						In diesem Zusammenhang kam es zeitweilig zu einer bemerkenswerten, von staatspolitischen Erwägungen getragenen Allianz. Ungeachtet aller atmosphärischen Verstimmungen auf zwischenstaatlicher Ebene kooperierten deutsche Polizeiorgane eng mit der zarischen Geheimpolizei Ochrana, um das konspirative revolutionäre Milieu der russischen Emigration in Deutschland zu überwachen. Zugleich aber blickten führende deutsche Politiker und Militärs besorgt auf die außenpolitisch expansionistischen Ambitionen des zarischen Imperiums und dessen immense ökonomische Modernisierungsprozesse seit den 1890er Jahren. Aus ihrer Sicht waren dies erhebliche Sicherheitsrisiken, weil sie Deutschlands künftigen Platz in der imperialen Weltordnung gefährdeten.

					
					
						
							Wirkungsmacht baltendeutscher Emigranten

						
						Bestärkt wurden sie darin vor allem von baltendeutschen Emigranten wie den Historikern Theodor Schiemann und Johannes Haller oder dem politischen Publizisten Paul Rohrbach, die eine dezidiert antirussische Linie verfolgten. Diese hatten sich unter dem Eindruck der restriktiven Russifizierungspolitik und der Zurückdrängung des deutschen Einflusses enttäuscht aus dem Baltikum zurückgezogen. In Deutschland saßen sie an politisch-publizistisch bedeutsamen Schnittstellen und verschafften sich mit ihrer einschlägigen Expertise wirkungsvoll Gehör, wenn sie Russland als einen gefährlichen Feind an der östlichen Peripherie des Deutschen Kaiserreiches identifizierten.

						Vor allem Schiemann war vorzüglich vernetzt. Er hatte eine feste wöchentliche Kolumne in der konservativen, halb regierungsoffiziellen «Kreuzzeitung», deren Leser die russophoben Artikel des Geschichtsprofessors überaus schätzten. Schiemann beriet das Auswärtige Amt in russischen Fragen, hielt russlandspezifische Vorlesungen an der Berliner Kriegsakademie, zählte zum engeren Kreis der Hof-Kamarilla in Berlin und genoss bei Wilhelm II. höchstes Ansehen. Der Kaiser konsultierte ihn regelmäßig, um sich in den historisch-politischen Belangen des Ostens auf dem Laufenden zu halten. Nicht zuletzt diesen politischen Verbindungen war es zu verdanken, dass 1902 ein Seminar für Osteuropäische Geschichte und Landeskunde an der Berliner Universität gegründet wurde. Es war das erste deutschlandweite Kompetenzzentrum, in dem Theodor Schiemann mit wissenschaftlichem Anspruch fortan eine neue Generation von Russland-Fachleuten heranbildete.

						Zu seinen Schülern zählte auch Otto Hoetzsch, ein Deutschnationaler, der wegen seiner moderaten Haltung allerdings keinesfalls die Mehrheit der damaligen Historiker des Kaiserreichs repräsentierte. Anders, als man es vielleicht erwartet hätte, teilte er nicht die antirussischen Überzeugungen seines akademischen Lehrers. Hoetzsch zeigte sich im Gegenteil überzeugt von der Reformfähigkeit der zarischen Autokratie, wofür nicht zuletzt die tiefgreifenden Veränderungen zwischen 1906 und 1911 unter dem Ministerpräsidenten Pjotr A. Stolypin sprachen. Und damit rückte für ihn Russland näher an Europa, mehr noch: näher an das wilhelminische Kaiserreich heran. Ähnlich wie später Pjotr N. Durnowo im Jahre 1914 plädierte auch Otto Hoetzsch für eine deutsch-russische Annäherung: Denn unter den Rivalen, von denen Deutschland Gefahr zu drohen schien, war Russland diejenige Macht, mit der man sich seiner Auffassung nach am leichtesten würde verständigen können.[47]

					
					
						
							Bildungsbürgerlicher Mythos vom ursprünglichen, wahren Russland

						
						Der sich wandelnde Blick auf das Russische Reich wirkte selbst tief in die deutschen bildungsbürgerlichen Schichten und Künstlerzirkel hinein. Jetzt, im Vorfeld des Weltkrieges, nahmen viele von ihnen Russland verunsichert als eine ambivalente «Phantasiewelt» wahr, der etwas faszinierend Exotisches, zugleich aber auch überaus Beängstigendes anhaftete.[48] Vorbei waren die Zeiten seit der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts, in denen jene Kreise mit aufrichtiger Sympathie die Schätze der russischen Literatur, Malerei oder Musik für sich zu entdecken begannen und Russland als aufstrebende Kulturnation erlebten. Durch literarische Größen wie Puschkin, Gogol, Turgenjew, Dostojewski und Tolstoj meinten sie, tiefe Einblicke in das ursprüngliche, wahre Russland erhalten zu haben – in die Welt seiner unverbildeten, tiefgläubigen, naturverbundenen «kleinen Leute».

						Wie ungestillt ihr intellektueller Wissensdrang insgesamt war, verdeutlicht allein der Umstand, dass um die Jahrhundertwende mehr deutschsprachige Publikationen und Übersetzungen zu schöngeistigen russlandbezogenen Themen erschienen als in den gesamten zurückliegenden 200 Jahren. Auf dem Gebiet des Theaterlebens beeinflusste man sich gegenseitig: Gasttourneen etwa des Herzoglichen Meininger Theaters in verschiedene Metropolen des russischen Imperiums gaben zwischen 1885 und 1890 wichtige Impulse für die Gründung des Moskauer Künstlertheaters Konstantin Stanislawskijs und die neue Schule des russischen Realismus. Umgekehrt begeisterten Gastspiele des Künstlertheaters 1906 wiederum ein breites deutsches Publikum.

						Rainer Maria Rilke, der zwischen 1899 und 1900 zweimal in Russland weilte, hatte nicht unwesentlichen Anteil daran, dass im Kaiserreich das Interesse von Kunstliebhabern an russischer Malerei auffallend zunahm und Kunstschaffende sich in binationalen Künstlergruppen oder lockeren Netzwerken wie etwa dem «Blauen Reiter» organisierten. Und so entstanden ganze Künstlerkolonien in den späten 1890er Jahren, wobei München ein bevorzugter Ort war, an dem etwa Wassilij Kandinskij, Alexej von Jawlenskij, Igor Grabar, Dimitrij Kardowskij oder Marianne von Werefkin den europäischen Impressionismus studierten und zugleich wichtige Impulse für den deutschen Expressionismus und die Vorläufer der Bauhaus-Bewegung gaben. In den letzten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts erfuhr schließlich das gemeinsame Musikleben eine spürbare Bereicherung durch Komponisten wie Franz Liszt oder den Klaviervirtuosen und Dirigenten Hans von Bülow. Konzertreisen hatten sie in Moskau und St. Petersburg mit der dortigen Musikszene in Kontakt gebracht, die sie wiederum nach Deutschland vermittelten. Sie waren es, die sich nachhaltig etwa für Peter Tschaikowskij und dessen «Eingemeindung in das deutsche Musikleben eingesetzt hatten».

						All diese positiven Momente einer deutsch-russischen Kulturbegegnung wurden alsbald aber durch Misstrauen und ein gesteigertes nationalistisches Überlegenheitsgefühl der Deutschen überlagert.[49]

					
					
						
							Ursachen für Meinungswechsel

						
						Worin lagen die tieferen Ursachen für den Wandel der öffentlichen Meinung in Deutschland am Vorabend des Großen Krieges? Eine nicht unwesentliche Erklärung für die ansteigende Russland-Furcht ist jenseits der großen Politik zu suchen. Die Deutschen wurden in dieser Zeit in einem bislang ungewohnten Ausmaß mit einer Generation hochgradig politisierter russischer Emigranten konfrontiert. Knapp 138000 Russen lebten um 1910 im Deutschen Reich, viele davon in Berlin, Leipzig oder München. Das waren rund 50 Prozent aller russischen Auswanderer in Westeuropa. Die einen waren im linken revolutionären Milieu beheimatete Aktivisten und Studenten, darunter zahlreiche Juden, die sich in Deutschland der Verfolgung durch das repressive zarische Regime entzogen; die anderen, zumeist konservative Deutschbalten, hatten dem Russifizierungsdruck in den Ostseeprovinzen des Zarenreiches nicht mehr standgehalten. Beide Gruppierungen wirkten weiterhin politisch, waren untereinander oftmals zerstritten, wodurch sie die Grundkonflikte ihrer alten Heimat in die deutsche Gesellschaft hineintrugen. Vor dem Hintergrund der sich verschlechternden internationalen Großwetterlage schürten sie so die dort schon verbreitete negative Russland-Wahrnehmung unablässig weiter.

						Sprachbarrieren auf deutscher Seite, aber auch die in der breiteren Öffentlichkeit nur sehr begrenzten Kenntnisse über das östliche Nachbarland versetzten die meist polyglotten politischen Emigrantenkreise in eine vorteilhafte Lage: Da sie ein weitgehendes Informations- und Interpretationsmonopol besaßen, konnten sie in ihrem Sinne die Wissenslücken der Deutschen füllen. Die zentralen Botschaften waren zumeist von zwei Leitmotiven durchzogen: Die Baltendeutschen appellierten vornehmlich an Konservative und bürgerliche Mittelschichten. Die eigentliche russische Gefahr begründeten sie im Wesentlichen mit den vorangegangenen revolutionären Umbrüchen, die das Land empfindlich geschwächt und damit unberechenbar gemacht hätten. Die sozialistischen Emigrantenzirkel versuchten dagegen, die deutsche Linke für sich zu vereinnahmen. Ihre Bemühungen zielten darauf ab, das Zarenreich als eine mächtige, brutale und reformunwillige Autokratie erscheinen zu lassen.[50]

					
					
						
							Kooperation im revolutionären Milieu

						
						Das führt zum letzten Aspekt vorrevolutionärer Lebenswelten, Befindlichkeiten und bilateraler Verflechtung: zu den Beziehungen zwischen den Sozialdemokraten und den marxistischen Bewegungen beider Länder. Sie waren stets von besonderer Qualität. Gerade in den letzten Jahrzehnten vor August 1914 gab es hier wechselvolle politische Entwicklungen und Zäsuren. Fehlwahrnehmungen, Missverständnisse, aber auch Meinungsverschiedenheiten, die die damaligen Protagonisten leidenschaftlich, gar kompromisslos untereinander austrugen, sollten für das deutsch-russische Jahrhundert erhebliche Tragweite bekommen.

						Zu den herausragenden Persönlichkeiten zählte Wladimir Iljitsch Lenin. Er gehörte zu den Vertretern einer jungen russischen Marxisten-Generation, die selbstbewusst die Theorien von Karl Marx und Friedrich Engels zur sozialen Entwicklung auf Russland anwenden wollten. Die Voraussetzungen waren hierfür zunächst jedoch denkbar ungünstig. Da das vornehmlich agrarisch geprägte Russische Reich in den 1890er Jahren erst am Beginn einer ökonomischen Modernisierung stand, war es alles andere als ein kapitalistisch voll entwickeltes Land. Es fehlte vor allem am Industrieproletariat, um – gemäß der klassischen Lehre – die Bedingungen für eine revolutionäre Umbruchsituation zu erfüllen.

						Lenin und seine Mitstreiter ebenso wie verschiedene andere sozialistische Gruppierungen, die den Marx’schen Sozialismus mit der in Russland entstehenden Arbeiterbewegung zusammenführen und am Ende eine eigene Partei gründen wollten, orientierten sich deshalb in dieser Situation an den Erfahrungen der deutschen Sozialdemokraten. Die im März 1898 aus der Taufe gehobene Russische Sozialdemokratische Arbeiterpartei (RSDAP) betrachtete bis zum Ausbruch des Ersten Weltkrieges die SPD als Vorbild, zumal die große deutsche Schwesterpartei auch die uneingeschränkte Führungsrolle im internationalen Sozialismus einnahm. Ihr Rat und ihre Unterstützung waren häufig gefragt. Gerne versicherten sich die Vertreter der russischen Arbeiterbewegung des Zuspruchs von SPD-Spitzenpolitikern, um darüber in den innerparteilichen Auseinandersetzungen die eigene Autorität zu erhöhen. Durch die Sympathiewelle, die ihnen seitens der deutschen Sozialdemokratie um die Jahrhundertwende entgegenschlug, sahen sie sich in ihrem illegalen Kampf gegen den Zarismus bestätigt. Dieser erfuhr moralische Unterstützung, indem in der SPD-Parteipresse regelmäßig über das Schicksal der russischen Genossen unter den schwierigen Bedingungen der Überwachung durch die Geheimpolizei Ochrana berichtet wurde. Euphorisch kommentierte die sozialistische Presse in Deutschland 1905 den Ausbruch der ersten russischen Revolution. Der «Vorwärts» sah das Nachbarland bereits auf dem Weg in eine Republik, für die «Leipziger Volkszeitung» war das bisher barbarisch gescholtene Russland über Nacht zur Hoffnung der Humanität geworden.

						Was die praktische Seite des Untergrundkampfes gegen die Romanow-Autokratie anbelangt, so engagierten sich deutsche SPD-Funktionäre, allen voran Karl Liebknecht, als willige Helfer. Sie unterstützten die linke russische Emigrantengemeinde im Deutschen Reich, versuchten Abschiebungen zu verhindern, organisierten Waffen- und Literaturtransporte, sammelten Gelder oder verlegten illegale Druckschriften, darunter die zeitweilig von Lenin redigierte revolutionäre Zeitung «Iskra» (Der Funke), die sie auf geheimen Routen von Berlin über Königsberg nach Tilsit an die deutsch-russische Staatsgrenze brachten.

						Vor diesem Hintergrund zeigte sich auch der junge Lenin, der erstmals 1895 für kurze Zeit inkognito im deutschen Kaiserreich weilte, um die dort lebenden Altemigranten zu ermuntern, ihre guten Kontakte zu den führenden SPD-Größen für die russischen revolutionären Zirkel zu mobilisieren, tief beeindruckt von der deutschen Sozialdemokratie. Sie hatte mit gutem Recht die prominentesten theoretischen Vordenker Karl Marx und Friedrich Engels in ihr traditionsreiches Erbe eingereiht. Zugleich stellte sie die mitgliederstärkste marxistische Partei Europas dar. Fasziniert blickte Lenin auf die straffen Organisationsstrukturen, auf das breite Netz renommierter Publikationsorgane und auf die blühende Parteipresse der SPD, die russische Marxisten und auch er selbst als Meinungsplattform nutzen konnten. Er bewunderte die Prinzipienfestigkeit der deutschen Genossen und meinte, bei diesen eine besondere revolutionäre Unversöhnlichkeit erkennen zu können.[51] Folglich standen für ihn die deutschen Sozialdemokraten – ungeachtet manch russischer Besonderheiten – in vielerlei Hinsicht Pate für das, was er selbst innerhalb der Arbeiterbewegung Russlands durch den von ihm repräsentierten bolschewistischen Flügel zu erreichen suchte: eine straff organisierte Kaderpartei, die den ehernen Gesetzen einer Avantgarde revolutionärer Volkstribunen zu folgen hatte.

						Bestärkt sah er sich vor allem durch den renommierten deutschen sozialdemokratischen Theoretiker Karl Kautsky, der im Frühjahr 1902 eine allmähliche Verlagerung des revolutionären Zentrums nach Osten prognostizierte. Lenin griff diesen Gedanken dankbar auf, passte ihn den russischen Verhältnissen an und leitete daraus im März desselben Jahres in seiner Streitschrift «Was tun?» (sie erschien im SPD-Verlag Dietz) eine zentrale politische Forderung ab: «Gebt uns eine Organisation von Revolutionären, und wir werden Russland aus den Angeln heben!» Mehr noch: Kautsky hatte ihn offenbar dazu inspiriert, sich nicht nur mit der Rolle des revolutionären Vorpostens im Zarenreich zu begnügen, sondern sich sogar an der Spitze der Weltrevolution zu sehen.[52]

						Als Lenin meinte, dadurch legitimiert zu sein, die russische Sozialdemokratie nach seinen Vorstellungen in eine konspirative Kaderpartei von Berufsrevolutionären umzugestalten, provozierte er im Juli/August 1903 die Spaltung der RSDAP in einen radikalen bolschewistischen und einen gemäßigten menschewistischen Parteiflügel. Zugleich offenbarte sich eine große Fehldeutung, die bei ihm herbe Enttäuschung hervorrufen und kaum mehr auszuräumende grundsätzliche Differenzen nach sich ziehen sollte: Anders als Lenin es wahrhaben wollte, war die ihm als Vorbild dienende SPD – trotz straffer Disziplin und unumschränkter Autorität ihres damaligen Vorsitzenden August Bebel – gerade keine Partei, die den Organisationsprinzipien der Bolschewiki ähnelte.[53]

						In dieser Situation versuchten August Bebel und Karl Kautsky, schlichtend in die innerparteilichen Auseinandersetzungen der RSDAP einzugreifen, um die Spaltung der Partei möglichst schnell zu revidieren. Freilich verhehlten beide nicht, bei wem ihre eigentlichen Sympathien in diesem Streit fortan lagen. Zwischen ihnen und den Menschewiki gab es zahlreiche politische Übereinstimmungen, weil Letztere eine marxistische Massenpartei schaffen wollten und – spätestens unter dem Eindruck der ersten russischen Revolution von 1905 – nach Unterstützung durch die Gewerkschaften strebten, weil sie sich schließlich zu den Grundsätzen von Wahlen und Parlamentarismus bekannten, ohne jedoch dem ideologischen Endziel des Sozialismus abzuschwören. Die Geheimbündeleien der Bolschewiki mit ihrem ideologischen Ausschließlichkeitsgebaren, den zentralistisch-undemokratischen Organisationsprinzipien und den rücksichtslosen Methoden, die den Bedingungen des despotischen Russland geschuldet waren, weckten bei den deutschen Vermittlern dagegen die Sorge, dass Lenin und dessen Mitstreiter auf dem besten Wege seien, «den Boden des Marxismus zu verlassen». Bereits hier lagen die Ursprünge, die dann in den 1920er Jahren den dezidierten Antibolschewismus der deutschen Sozialdemokraten begründen sollten.

					
					
						
							Lenins Bruch mit der deutschen Sozialdemokratie

						
						Dem Gedanken der Versöhnung war damit die Basis entzogen. Spätestens in diesem Moment musste Lenin sich erneut eingestehen, wie isoliert er inzwischen dastand. Zugleich verfestigte sich bei ihm die bittere Erkenntnis, dass sich die SPD in der politischen Praxis mehrheitlich von einer marxistischen Revolutions- in eine Reformpartei gewandelt hatte, die auf nationalstaatlicher Ebene und im Rahmen einer parlamentarischen Ordnung auf evolutionäre Veränderungsprozesse, nicht aber auf den radikalen Umbruch setzte.[54]

						Vorerst ging der bolschewistische Parteiführer allerdings nicht offen auf Distanz zum offiziellen Kurs der deutschen Sozialdemokratie. Insgeheim aber nabelte er sich immer mehr von seinen einstigen Vorbildern ab und legte damit eine größere geistige Unabhängigkeit an den Tag. Allenfalls zu den Linken innerhalb der deutschen Partei unterhielt Lenin weiterhin «diplomatische» Verbindungen. Dabei dienten Rosa Luxemburg, Clara Zetkin und Leo Jogiches zeitweise als Mittelspersonen, über die er seine politischen Vorstellungen zu kommunizieren suchte, was allerdings nicht immer spannungsfrei verlief.

						Die letzten Jahre vor Ausbruch des Ersten Weltkrieges nutzte Lenin, seine Revolutionsvorstellungen weiterzuentwickeln, die seinerzeit 1902 durch die Debatten mit Karl Kautsky inspiriert worden waren. Er handelte dabei ganz unter dem Eindruck der politischen Umbrüche in Russland im Jahre 1905. Die hatten gezeigt, dass die revolutionäre Sprengkraft nicht allein auf die städtischen Industriezentren begrenzt blieb. Angesichts politischer Unruhen in Persien, der Reformbewegung im Osmanischen Reich und des Sturzes der chinesischen Mandschu-Dynastie im Jahre 1911 sah sich Lenin schließlich in seiner «These von der Ostverlagerung der revolutionären Schwerezonen» bestätigt. Und das wiederum entfernte ihn weiter von den Deutungsmodellen deutscher Sozialdemokraten, die nach wie vor in den industrialisierten kapitalistischen Hochburgen die eigentlichen Zentren progressiver Umwälzungen erblickten.[55]

						Den endgültigen Bruch mit der SPD vollzog Lenin zu Beginn des Ersten Weltkrieges. Als am 4. August 1914 die ansonsten wegen ihrer internationalistischen Grundhaltung als «vaterlandslose Gesellen» gescholtenen deutschen Sozialdemokraten im Reichstag die dringend benötigten Kriegskredite in einem parteiübergreifenden Abstimmungsakt bei nur zwei Enthaltungen mitbewilligten, war für den bolschewistischen Berufsrevolutionär, der dieses traurige Spektakel hilflos aus seinem damaligen Exil im österreichischen Galizien mitverfolgte, jegliche Grundlage für eine weitere Zusammenarbeit mit der SPD abhandengekommen. Mit Ausnahme der radikalen Linken, die dagegen protestierten, «den Zarismus zum Schreckgespenst aufzuplustern», ließen sich die übrigen Sozialdemokraten von der Welle des Chauvinismus mitreißen. Sie schlossen ihren Burgfrieden mit den anderen Reichstagsparteien und dem deutschen Kaiser. Die überwiegende Mehrheit ihrer Mitglieder zeigte sich fortan fest davon überzeugt, in einem Verteidigungskrieg gegen den zarischen Despotismus für eine gerechte Sache zu streiten.[56]

						Euphorisch wurden immer wieder die geradezu legendären Worte August Bebels aus dem Jahre 1903 zitiert, der zum Schutz Deutschlands vor einer russischen Invasion noch auf seine alten Tage hin die Flinte auf den Rücken nehmen wollte. Die Anti-Kriegsbeschlüsse der II. Sozialistischen Internationale verhallten indes weitgehend ungehört in deutschen Arbeiterkreisen. Denn dort war man zutiefst davon überzeugt, dass «Rußland […] ein barbarischer Staat [sei, ein …] internationale[r] Störenfried, der eine Niederlage verdiene».[57]

						Für die Sozialistische Internationale, in der die SPD bis dahin maßgeblich den politischen Kurs vorgegeben hatte, kam dies einem Fiasko gleich, zumal auch im übrigen Europa der Funke des Hurra-Patriotismus auf weite Kreise der Arbeiterschaft übergesprungen war. Lenin dagegen sah sich aufgrund seiner vorangegangenen negativen Erfahrungen abermals bestätigt. Und so gehörte er zu den wenigen Wortführern, die insbesondere die deutsche Sozialdemokratie für den Zerfall der Internationale verantwortlich machten, zugleich aber nach politischen Alternativen strebten und den radikalen Bruch mit allen vorangegangenen Entwicklungen suchten.

						Im Lager der verbliebenen europäischen Linken, die für Frieden votierten, drängte er unablässig, sich nicht allein mit der Forderung nach Einstellung der Kampfhandlungen zufriedenzugeben. Auf Geheimkonferenzen in den im Berner Oberland gelegenen Dörfern Zimmerwald und Kiental rief er deshalb 1915 und 1916 zu gemeinsamen Aktionen auf. Den «imperialistischen Krieg» in einen «Bürgerkrieg» umwandeln, lautete die erlösende Formel. Und darüber wollte er das «gesamte Gebäude des Imperialismus zum Einsturz bringen». Ein dauerhafter Friede, so seine feste Überzeugung, konnte erst nach dessen Zerschlagung gewährleistet werden.[58]

						Freilich war Lenin zum damaligen Zeitpunkt mit seinen politischen Auffassungen ein einsamer, weltfremder Sektierer. Zwischenzeitlich plagten ihn sogar Selbstzweifel, ob er selbst überhaupt noch die Revolution erleben würde. Angesichts solcher Umstände hätte es kaum jemand für möglich gehalten, dass er binnen weniger Jahre mit seiner isolierten bolschewistischen Bewegung wieder die politische Bühne betreten würde, um künftig – wie noch zu zeigen sein wird – im Rahmen einer neuen, «Dritten Kommunistischen Internationalen» (Komintern) kompromisslos die revolutionäre Stoßrichtung vorzugeben und die deutsche SPD in ihrer bis dahin einzigartigen Stellung innerhalb der sozialistischen Welt endgültig abzulösen.

					
				
					
						Taktische Atempause. Weg in den Oktober-Putsch und Friede von Brest-Litowsk 1917/18

					
					Der Erste Weltkrieg wurde zum Treiber folgenreicher revolutionärer Umbrüche. Deutsche und Russen hatten dazu nicht unwesentlich beigetragen. Während Lenin von seinem Schweizer Exil aus nichts unversucht ließ, um die Fackel des Umsturzes in das Lager der kriegführenden Staaten zu tragen, blieb auch Russlands Hauptgegner Deutschland in dieser Hinsicht nicht untätig. Das lag nur nahe angesichts der schwierigen Zweifrontensituation, in der sich das Deutsche Reich von Anfang an befand. Im Westen kam der erfolgreiche Vorstoß der kaiserlichen Truppen schnell zum Erliegen. Er endete spätestens im September 1914 nach der Schlacht an der Marne in einem blutigen Stellungskrieg mit immensen, bis dahin unvorstellbaren Menschen- und Materialverlusten.

					Im Osten dominierten dagegen alsbald die deutschen Militärs das Kriegsgeschehen. Sie hatten weniger Verluste als an der Westfront zu beklagen und konnten weit in das zarische Imperium eindringen. Doch trotz dieser Territorialgewinne blieb der entscheidende militärische Durchbruch aus, von dem sich die Oberste Heeresleitung (OHL) eine maßgebliche Entlastung für die Westflanke des Reiches versprach: Der ‹russische Koloss› verfügte über scheinbar unerschöpfliche Reserven an Bauernsoldaten. Und diese leisteten lange Zeit erbitterten Widerstand – ungeachtet der akuten logistischen Probleme etwa bei der Munitionsversorgung, des unzureichenden Fuhrparks und der intransparenten Kommandostrukturen, die eine wirkungsvolle Militärführung nahezu unmöglich machten. Dieser Widerstand band gewaltige Truppenkontingente der von Deutschland geführten Mittelmächte, mehr noch: Es nährte zeitweilig sogar die Sorge, Russland sei militärisch offenbar nicht zu bezwingen, sondern werde im weiteren Verlauf des Krieges seine menschlichen und materiellen Ressourcen über kurz oder lang voll zur Geltung mobilisieren.[1]

					
						
							Alternative Kriegsstrategien

						
						Vor diesem Hintergrund verlegte sich die deutsche Reichsführung zu einem erstaunlich frühen Zeitpunkt auf neue Kriegsstrategien. Offene Kampfhandlungen sollten fortan durch verdeckte Operationen ergänzt werden, die auf die innere Zersetzung des Feindes zielten. Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg räumte dieser indirekten Form militärischer Auseinandersetzung bereits in seinem Septemberprogramm von 1914 zentrale Bedeutung ein.[2] Das zarische Kontinentalimperium bot sich hierfür in geradezu idealer Weise an. Es war multiethnisch verfasst und von zahlreichen inneren Widersprüchen geprägt. In einer solchen Konstellation konnten äußere Niederlagen erhebliche innere Unruhen auslösen, wie sich nicht zuletzt 1904/05 im unmittelbaren Vorfeld der ersten russischen Revolution gezeigt hatte. Russlands Autokrat Nikolaus II. ließ sich daraufhin zwar sehr widerwillig politische Reformen abringen, nutzte sogleich aber jede Gelegenheit, das Rad der Geschichte wieder zurückzudrehen. Ein solches Verhalten war kaum dazu angetan, das Schreckgespenst weiterer, radikalerer revolutionärer Umbrüche zu bannen.

						Die deutsche Reichsleitung hatte diese Ereignisse noch klar vor Augen[3] und zog daraus ihre Schlussfolgerungen. Das Berliner Auswärtige Amt bekam kurzerhand einen geheimen Fonds zugewiesen, um künftig Propagandamaßnahmen und subversive Destabilisierungsaktionen zu finanzieren. Anfänglich richteten sich die Aktivitäten schwerpunktmäßig gegen die britisch-französischen Überseekolonien, zumal die Westmächte offenbar als gefährlichere Gegner eingeschätzt wurden. Schnell zeigte sich aber, dass die deutschen Aufwiegelungsbemühungen im Nahen Osten oder in Afghanistan kaum mehr waren als illustre Einzelunternehmungen, deren strategischer Wert den Aufwand in keiner Weise rechtfertigte. Erst allmählich verlagerten sich Deutschlands Zersetzungsversuche auf das Zarenreich. Doch blieben sie zumindest bis 1917 weitgehend wirkungslos, weil sie nicht konsequent verfolgt, sondern immer wieder von vergeblichen deutschen Sondierungsbemühungen unterlaufen wurden, um einen Sonderfrieden mit der politischen Führung in Petrograd zu erlangen.[4]

						Erschwerend hinzu kam die schwankende Haltung, die Kaiser Wilhelm II. in dieser Frage einnahm. Auch wenn er sich angesichts der wachsenden Revolutionsgefahr in Russland im vertraulichen Kreis noch 1913 dahingehend geäußert hatte, im Kriegsfall eventuell auch den Sturz der Romanow-Dynastie in Kauf zu nehmen, überwog faktisch sein Bekenntnis zum monarchischen Prinzip. Erst mit der Februarrevolution von 1917, in deren Folge Nikolaus II. auf den Zarenthron verzichtete und schließlich abdankte, schlug sich der deutsche Monarch ins Lager seiner Revolutionsstrategen. Der Gegner sollte innenpolitisch destabilisiert und damit zum Kriegsaustritt bewogen werden. Doch selbst zu diesem Zeitpunkt reichte Wilhelms dynastische Solidarität immer noch so weit, nichts unversucht zu lassen, um zumindest Teile der Romanow-Familie, die sich im Zugriffsbereich der deutschen Ostfront auf der Krim befanden, darunter die Kaiserinmutter Maria Fjodorowna, während der revolutionären Wirren von 1917/18 vor Racheakten zu schützen.[5]

					
					
						
							Berührungspunkte zwischen deutschen und russischen Revolutionspolitikern

						
						Dessen ungeachtet ergaben sich im Verlauf des Krieges bemerkenswerte Berührungspunkte zwischen deutschen und russischen Revolutionspolitikern. In ihren Wertvorstellungen und ideologischen Grundüberzeugungen lagen beide Seiten zwar meist weit auseinander – hier die konservativ-monarchistischen Kreise des Reiches, repräsentiert durch Vertreter des Auswärtigen Amtes und der Obersten Heeresleitung, dort die linksoppositionellen russischen Aktivisten, die mehrheitlich aus dem Exil heraus operierten. Was beide jedoch einte und schließlich dazu brachte, sich im Umgang miteinander durch ein gehöriges Maß an Pragmatismus leiten zu lassen, war die gemeinsame Gegnerschaft zum Zarismus. Dabei war jeder darauf bedacht, den anderen wirkungsvoll zu instrumentalisieren, um daraus möglichst große Vorteile für die eigene Sache zu erzielen. Das wiederum zog mancherlei Intrigenspiel nach sich und verdeutlicht, weshalb die damaligen Akteure sich gezwungen sahen, besonders vorsichtig im Geheimen zu agieren.[6]

						Vor allem galt dies für den bolschewistischen Berufsrevolutionär Wladimir Iljitsch Lenin, der seit Kriegsbeginn unablässig die deutschen Sozialdemokraten wegen deren Nachgiebigkeit gegenüber der kaiserlichen Regierung kritisierte, zugleich aber mit ebendieser Regierung ungewöhnliche Verbindungen unterhielt. So pflegte er mit Wissen und Duldung der Deutschen regelmäßige Kontakte zu Roman Malinowskij, dem früheren Duma-Sprecher der Bolschewiki, der 1914 in deutsche Kriegsgefangenschaft geraten war und sich am Ende als langjähriger Agent der russischen Geheimpolizei Ochrana entpuppte. Mit ihm korrespondierte Lenin seit November 1915. Er versorgte ihn aus seinem Schweizer Exil mit bolschewistischen Zeitungen, mit revolutionärer Literatur und wies ihn zugleich an, unter russischen Kriegsgefangenen entsprechend zu agitieren. Der deutschen Militärführung kam diese Entwicklung nur gelegen. Sie flankierte sie durch Bemühungen, unter den gefangenen Soldaten des russischen Vielvölkerreichs, allen voran unter Polen, Balten, Ukrainern, aber auch Kaukasiern, das Verlangen nach staatlicher Unabhängigkeit zu fördern, sie also gegen das Zarenreich zu mobilisieren.[7]

						Die deutsche Seite stützte sich in ihrer Russlandpolitik vornehmlich auf die Expertise anderer ausländischer Persönlichkeiten, darunter schillernde, bisweilen höchst exzentrische Figuren. Sie stammten allesamt aus dem sozialistisch-revolutionären Emigrantenmilieu. Manch einer wurde gar verdächtigt, ein Doppelagent gewesen zu sein, was allerdings kein Grund war, ihn nicht auf die Gehaltsliste der Deutschen zu setzen. Denn das Auswärtige Amt in Berlin wusste sehr wohl, wie wertvoll die Einblicke waren, die sich dadurch in die – wegen ihres konspirativen Charakters nur schwer überschaubare – russische Untergrundbewegung gewinnen ließen.

						Hilfreiche Dienste leistete in dieser Hinsicht der aus Weißrussland stammende jüdische Millionär, Sozialist und Revolutionär Israil Lasarewitsch Helphand, der zumeist unter dem Pseudonym Alexander Parvus öffentlich in Erscheinung trat. Auf seiner politischen Agenda stand schon seit Langem der Sturz des verhassten Zarismus. Er verfügte über vorzügliche Kontakte zur deutschen wie auch zu den verschiedenen Flügeln der russischen Sozialdemokratie. Zeitweilig besaß er großen Einfluss auf Leo Trotzki, dessen Konzept zur «Permanenten Revolution» in wesentlichen Teilen auf ihn zurückging. Beide blickten auf gemeinsame Erfahrungen aus den Tagen der ersten russischen Revolution von 1905 zurück, als sie dem Petersburger Arbeiter- und Soldatenrat angehörten und Parvus mit seiner Zeitung «Russkaja Gaseta» (Russische Zeitung), einem sozialistischen Massenblatt, die Umsturzstimmung im Geiste des «kollektiven Organisators» (Lenin) anzuheizen suchte.

						Mit Ausbruch des Ersten Weltkrieges ergaben sich für ihn neue, vielversprechende Perspektiven, seinem hartnäckig verfolgten Ziel erheblich näher zu kommen. Bereits früh erkannte Parvus das Potenzial, das die gegen das autokratische Russland gerichteten imperialistischen Ambitionen des Deutschen Kaiserreichs besaßen. Sie konnten zum geeigneten «Medium und Werkzeug einer antikapitalistischen ‹Weltrevolution›» werden, sofern sich das gesamte zur Verfügung stehende revolutionäre Potenzial mobilisieren ließ. Doch das setzte voraus, die russischen Revolutionäre in die Überlegungen der Deutschen konsequent einzubeziehen. In diesem Sinn betrachtete sich Alexander Parvus als ein Vermittler des Umsturzes, einzig darauf fixiert, die beiden Welten des antizaristischen Kampfes einander näherzubringen. Gleichwohl verkannte er seinen Einfluss. Angesichts der komplizierten, von unterschiedlichen Interessen geprägten Gemengelage daran zu glauben, dauerhaft Herr über das Verfahren bleiben zu können, war illusionär.[8]

						Anfang Januar 1915 ergriff Parvus, der damals in Istanbul weilte, die Initiative. Dem dortigen deutschen Botschafter präsentierte er sich selbstbewusst als eine der führenden Persönlichkeiten der russischen Revolution von 1905, bestens vertraut mit den linksoppositionellen Verhältnissen im Lande, deutschfreundlich und bereit, dem Kaiserreich ein unorthodoxes, doch ausgesprochen interessantes Bündnisangebot zu unterbreiten.[9] Der Vorstoß hatte in Berlin offenbar Eindruck hinterlassen. Denn am 9. März erhielt Parvus Gelegenheit, im Auswärtigen Amt bei Unterstaatssekretär Kurt Riezler vorzusprechen, der – jenseits aller militärischen Überlegungen – bereits seit Kriegsbeginn nach Alternativen suchte, den Zusammenbruch des zarischen Imperiums herbeizuführen. Alexander Parvus überreichte aus diesem Anlass eine Denkschrift, deren Kernbotschaft sich auf folgenden Nenner bringen ließ: Der Zarismus als «Hochburg der politischen Reaktion in Europa» könne einzig und allein durch einen «Zweibund von preußischen Bajonetten und russischen Proletarierfäusten» zertrümmert werden.[10] Meutereien unter russischen Matrosen sollten von Konstantinopel aus organisiert und gewaltige Massenstreiks angezettelt werden, um die Kriegsproduktion in Russland lahmzulegen. Schließlich galt es, vor allem in der Ukraine und in Finnland separatistische Aufstände zu initiieren, wofür eigens Waffen- und Sprengstoffdepots angelegt werden mussten. Bei den auf Umsturz setzenden Kreisen im Auswärtigen Amt fand dies großen Anklang. Noch im März 1915 flossen von dort «zur Unterstützung der revolutionären Propaganda» zwei Millionen Reichsmark; bis Juli 1915 wurde der Betrag um weitere fünf Millionen aufgestockt. Das waren immense Summen. Doch angesichts der verheißungsvollen Perspektiven, die sich boten, schienen die Investitionen gerechtfertigt. Das galt umso mehr, als auch der deutsche Botschafter in Kopenhagen, Ulrich von Brockdorff-Rantzau, sich am 14. August 1915 bei einem Treffen mit Alexander Parvus, der inzwischen im neutralen Dänemark lebte, von dessen außerordentlichen Fähigkeiten persönlich überzeugen konnte.[11]

						Alle Überlegungen des Unterhändlers Parvus waren daran geknüpft, die seit 1903 gespaltene russische Sozialdemokratie wieder zu vereinen, um somit deren geballte revolutionäre Schlagkraft sicherzustellen. Dabei fiel gegenüber seinen deutschen Gesprächspartnern bereits im März 1915 ein Name, den diese zum damaligen Zeitpunkt wohl kaum im Blick hatten, weil es sich um eine innerhalb der sozialistischen Bewegung noch weitgehend isolierte Person handelte: Es zeugte also von erstaunlichem Weitblick, wenn Parvus erstmals Wladimir Iljitsch Lenin ins Spiel brachte. Er wollte den Berufsrevolutionär, einen Mann von großem Charisma, der bis Februar 1916 von Bern und dann von Zürich aus als Führer der Bolschewiki zu den entschiedensten Verfechtern der russischen Antikriegsbewegung zählte, unbedingt für die angestrebte neue Einheit der gesamtrussischen Sozialdemokratie gewinnen.[12]

						Parvus kannte Lenin aus der Vorkriegszeit. Er hatte ihm wichtige Kontakte zu prominenten deutschen Sozialdemokraten vermittelt und ihn während dessen konspirativer Deutschlandaufenthalte häufig in seinem Münchner Haus einquartiert – eine Gelegenheit, die Wladimir Iljitsch nicht verstreichen ließ, ohne die dortige umfangreiche Privatbibliothek ausgiebig zu nutzen. Parvus war bekannt, dass Lenin ihn zeitweilig als überaus talentierten Publizisten schätzte. Er präsentierte sich daher gegenüber den Deutschen als vielversprechender Gewährsmann, um die entscheidenden Verbindungen zum Führer der Bolschewiki anzubahnen. Allerdings schien er verdrängt zu haben, wie schlecht es inzwischen um ihre Beziehungen stand: Da er in der Vorkriegszeit Parteigelder der russischen Sozialdemokratie veruntreut hatte, waren Lenin und dessen Anhänger auf Distanz zu ihm gegangen.[13]

						Und das wirkte nach, weshalb im Mai 1915 die ersten Bemühungen zunächst fehlschlugen, Lenin, den Führer der Bolschewiki, und Julius Martow, den Sprecher der gemäßigten Menschewiki, in deren Schweizer Exil für die Vereinigung der russischen Untergrundbewegung zu gewinnen. Vor allem Lenin überschüttete Parvus mit üblen Vorwürfen und bezichtigte ihn als Renegaten und Schwindler, mit dem er nichts zu tun haben wolle.[14] Freilich konnte der Chef der bolschewistischen Partei nicht dauerhaft auf dieser Position beharren, denn Parvus war vorzüglich vernetzt und für die Sache der Revolution – nicht zuletzt durch deutsche Hilfe – finanziell alsbald gut ausgerüstet. Er unterhielt ein weit gespanntes System von Tarnorganisationen und Scheinfirmen, die allesamt im neutralen Skandinavien operierten. Dazu gehörte etwa das Kopenhagener «Institut zur Erforschung der sozialen Folgen des Krieges», dessen Mitarbeiter, durchweg renommierte russische und skandinavische Sozialisten, sich keineswegs nur auf die wissenschaftliche Auswertung und Interpretation von Statistiken beschränkten. Das traf ebenso auf das im Oktober 1915 in Dänemarks Hauptstadt offiziell ins Leben gerufene Handelskontor für Import-Export zu. Es war von Parvus, Georg Sklarz, einem im Sold des deutschen Generalstabs stehenden Kaufmann, und dem engen Lenin-Vertrauten Jakub Fürstenberg-Hanecki gegründet worden, wobei Letzterer für die Geschäftsführung verantwortlich zeichnete. Hinter der Fassade des wirtschaftlich durchaus erfolgreichen Unternehmens verbarg sich eine wichtige Schaltstelle für das konspirative Russland-Geschäft: eine Informationsbörse für revolutionäre Aktivisten und – vor allem seit Herbst 1917 – jene zentrale Drehscheibe, die dem Auswärtigen Amt in Berlin insbesondere für illegale Geldtransfers und zur verdeckten Kontaktpflege mit den Leninisten diente, die im revolutionären Petrograd zielgenau auf den Oktoberumsturz und die politische Machtübernahme im Lande zusteuerten.[15]

						Wenn es um Fragen der Russlandpolitik ging, verfuhren die deutschen Regierungsbehörden allerdings mehrgleisig. Noch bevor im Frühjahr 1915 die Verbindung zu Alexander Parvus zustande kam, war im September 1914 der deutsche Gesandte im schweizerischen Bern, Gisbert Freiherr von Romberg, auf den russischen Exilpolitiker Alexander Kesküla aufmerksam geworden. Kesküla, ein Este und einstiger Bolschewik, der ebenso wie Parvus am Revolutionsgeschehen von 1905 beteiligt gewesen war, hatte sich zwischenzeitlich ins nationalistische Lager verabschiedet. Er strebte für seine Heimat nach Unabhängigkeit und war allein schon deshalb an der Destabilisierung des Zarenreichs außerordentlich interessiert. Als geeignetster Gewährsmann erschien ihm in dieser Hinsicht Wladimir Lenin, der kompromisslos und frei von Skrupeln mit Hilfe einer höchst effizient organisierten, zentralistischen Kaderpartei auf Revolutionskurs setzte, wie er im Frühjahr 1915 in mehreren Memoranden und Unterredungen seine deutschen Gesprächspartner wissen ließ. Bereits im Februar hatte Kesküla eindringlich davor gewarnt, auf die gemäßigten Menschewiki zu vertrauen. Sie verfolgten seiner Einschätzung nach lediglich eine Spaltung der russischen Sozialdemokratie, um deren linken Flügel für die Sache des Friedens zu mobilisieren und damit der zarischen Regierung zuzuarbeiten. Nicht allein deshalb erwarb der umtriebige Este schnell das Vertrauen deutscher Regierungskreise. Er wurde mit einem deutschen Reisepass auf den Namen Alexander Stein ausgestattet, erhielt regelmäßig üppige Geheimzahlungen, um in Skandinavien ein konspiratives Informationsnetz für Russland zu errichten, wodurch die deutsche Gegenspionage über die propagandistischen Untergrundaktivitäten im Zarenreich auf dem Laufenden gehalten wurde, und er erkannte, dass auch Lenin darin stark involviert war.[16]

						Kesküla war es dann auch, der im September 1915 – parallel zu Alexander Parvus, der etwa zur gleichen Zeit eine zweite Kontaktaufnahme anbahnte – im Auftrag der Deutschen an den Führer der Bolschewiki in Zürich herantrat. Bei dieser Gelegenheit ließ Lenin offenbar durchblicken, im Falle einer von ihm geführten Revolutionsregierung zu einer Verständigung mit dem kaiserlichen Deutschland bereit zu sein, vorausgesetzt, man würde sich auf einen Frieden ohne Annexion und Kontributionen einigen können. Zugleich schien er sich auf bolschewistische Aufstandsaktivitäten in Indien verlegen zu wollen, um darüber den Engländern an der Peripherie des britischen Empires empfindliche Schläge zu versetzen.[17]

						Es ist ausgesprochen schwierig abzuschätzen, inwieweit es sich dabei um aufrichtige Offerten oder lediglich um ein unverbindliches Abtasten möglicher Spielräume gehandelt hat. An der unsichtbaren Front konspirativer Begegnungen jedenfalls agierte Wladimir Lenin stets ausgesprochen zurückhaltend. Denn zu groß war die Gefahr, leichtfertig kompromittiert zu werden. Auch wenn er sich im Klaren gewesen sein dürfte, dass Kesküla als deutscher Interessensanwalt fungierte, ließ er es sich nicht offen anmerken. Immerhin: Eine erste Verbindung, die beide Seiten aber zu nichts verpflichtete und daher jederzeit leicht wieder abgebrochen werden konnte, war zumindest hergestellt.

						Für die deutschen Russlandplaner im Auswärtigen Amt deuteten sich damit bereits zu Beginn des zweiten Kriegsjahres attraktive außenpolitische Handlungsoptionen an, die – abhängig vom weiteren Verlauf des Kampfgeschehens und von der innenpolitischen Lage in Russland – gegebenenfalls ein großes Entwicklungspotenzial besaßen. In ihrer Wahrnehmung konnte sich Lenin während des Ersten Weltkriegs sehr wohl als eine deutsche Geheimwaffe erweisen. Es überrascht deshalb wenig, dass bald darauf über ebenjenen estnischen Kontaktmann Alexander Kesküla verdeckt beachtliche Hilfsgelder flossen, die eigentlich deutschen Ursprungs waren. Als Spenden deklariert, wurden sie zumeist über den Lenin-Vertrauten Arthur Siefeldt an bolschewistische Parteigliederungen in der Schweiz oder über deren Stockholmer Sekretär Jakob Bogrowski weiterverteilt. Auf diese Weise konnte man nicht nur das kostspielige, weil geheime Kurierwesen nach Russland, sondern auch die dortige revolutionärere Infrastruktur teilfinanzieren. Allein bis 1917 muss über Keskülas verdeckte Kanäle eine Summe von rund einer Viertelmillion Goldmark transferiert worden sein.[18]

					
					
						
							Lenin – Geheimwaffe der Deutschen

						
						Als sich Ende Februar, Anfang März 1917 die Nachricht von der Revolution in Petrograd und vom Sturz der Romanow-Dynastie wie ein Lauffeuer verbreitete, waren die deutschen Regierungsbehörden und Militärs, aber auch die meisten linken russischen Emigranten in ihrem Schweizer Exil vollkommen unvorbereitet. Die Meldungen überschlugen sich. Und so war aus der Ferne zunächst nur schwer zu beurteilen, wie es um die Krise des Zarismus tatsächlich stand. In beiden Lagern keimten dennoch lang gehegte Hoffnungen schnell auf, nach Jahren der Konspiration nun endlich offen zur Tat schreiten zu können.

						Vor allem Lenin wollte nicht nochmals denselben Fehler begehen wie 1905, als er sich erst mit einigen Monaten Verspätung in seine revolutionäre Heimat begeben hatte. Das galt umso mehr, als im März 1917 die Verhältnisse in vielerlei Hinsicht anders lagen. So bestand dringender Handlungsbedarf, weil in der russischen Hauptstadt das politische Machtvakuum, das der Zar und seine Regierung nach ihrer Abdankung kurzfristig hinterlassen hatten, sogleich durch eine Doppelherrschaft ersetzt wurde. Der Provisorischen Regierung, die sich größtenteils aus einstigen einflussreichen Duma-Abgeordneten aus dem Lager der liberalen Kadetten und Oktobristen zusammensetzte, stand der linksgerichtete Petrograder Arbeiter- und Soldatenrat mit mehrheitlich menschewistischen und parteilosen Vertretern gegenüber.

						Deutsche Regierungskreise erkannten sogleich ihre Chance und wurden darin vor allem durch Alexander Parvus bestätigt. Dieser hatte gegenüber dem kaiserlichen Gesandten in Kopenhagen, Ulrich von Brockdorff-Rantzau, darauf gedrängt, mit Hilfe des machtversessenen Lenin die innenpolitische Situation in Petrograd weiter anzuheizen, am Ende gar darüber einen Separatfrieden zu erzielen. Und so lauteten am 2. April 1917 die Empfehlungen des deutschen Gesandten nach Berlin: «Wir müssen unbedingt jetzt suchen, in Russland ein größtmögliches Chaos zu schaffen […] und alles daran zu setzen, unter der Hand die Gegensätze zwischen den gemäßigten und den extremen Parteien zu vertiefen […].» Diese Einschätzung deckte sich weitgehend mit Informationen, die Deutschlands Botschafter in Bern, Freiherr von Romberg, dem Auswärtigen Amt übermittelte.[19] Die deutsche Außenpolitik schickte sich an, zum Geburtshelfer der bolschewistischen Oktoberrevolution zu werden. Sie schuf die Basis für eine folgenreiche Symbiose, die – über ideologische Grenzen hinweg – kaiserliche Imperialisten zeitweilig mit dem radikalen politischen Extremisten Wladimir Iljitsch Lenin verband.

						Und sogleich löste sich dessen größtes oder doch erstes Problem, ungehindert, gefahrlos, vor allem aber schnell ins revolutionäre Petrograd zu gelangen. Mehrtägige Gespräche mit deutschen Unterhändlern gingen dem voraus. Lenin hielt sich dabei konsequent im Hintergrund, um nicht dem Vorwurf der Kollaboration mit dem Feind ausgesetzt zu werden. Als Interessensanwälte agierten zwei Strohmänner, die prominenten Schweizer Sozialdemokraten Robert Grimm und Fritz Platten. Sie trugen Lenins Forderungen vor – eine geradezu absurde Situation in Anbetracht der Umstände, dass er in höchstem Maße auf das Wohlwollen der Deutschen angewiesen war – und erreichten schließlich ein für die Bolschewiki akzeptables Arrangement, den geheimen Transfer von 32 teils hochkarätigen russischen Emigranten. Mit Lenin brachen dessen profiliertester Deutschlandexperte Karl Radek und der enge revolutionäre Weggefährte Grigorij Sinowjew am 9. April 1917 in eigens mit exterritorialem Status versehenen Eisenbahnwaggons aus Zürich durch Deutschland über Schweden und Finnland nach Russland auf. Am 16. April trafen sie spätnachts am Finnischen Bahnhof in Petrograd ein. Finanzielle Reisezuwendungen aus deutscher Staatskasse wurden kategorisch abgelehnt, stillschweigend dagegen in Kauf genommen, dass über die deutsche Botschaft in Stockholm ein Transitvisum für die illustre Gesellschaft erwirkt werden konnte.[20]

						Unter den deutschen Russlandplanern war man sich sehr wohl darüber im Klaren, welch explosive Fracht man kurzerhand nach Petrograd expediert hatte. Und so war es nur folgerichtig, wenn genau in diesem Zeitraum das Reichsfinanzministerium dem Auswärtigen Amt in Berlin mit Blick auf die nähere Zukunft eine Sonderzahlung in Höhe von fünf Millionen Mark bewilligte – für «russische Tätigkeit», wie der Verwendungszweck hieß.[21]

						Lenins exterritorialer Sonderzug durch Deutschland besiegelte zeitweilig eine deutsch-bolschewistische Aktionsgemeinschaft. Vertrauliche Rückmeldungen des kaiserlichen Gesandten Romberg in Bern, die auf den Unterhändler Fritz Platten zurückgingen, berichteten Ende April 1917 vom glänzenden Empfang Lenins in Petrograd und davon, dass er offenbar drei Viertel der dortigen Arbeiterschaft hinter sich vereine. Die propagandistische Zersetzung der russischen Armee, die unter Befehl der kriegswilligen Provisorischen Regierung stand, war noch mit Problemen behaftet, wie es überall an ausreichenden Finanzmitteln für eine wirkungsvolle Agitation fehlte. Platten regte an, weitere bolschewistische Emigranten nach Russland zu schaffen, um dort die «Zahl der unbedingten Friedensfreunde zu vermehren». Das galt umso mehr, als zu erwarten war, dass die gegnerischen Entente-Mächte die Schweizer Regierung in absehbarer Zeit dazu drängen würden, den Export von Revolutionären künftig zu unterbinden. Eile war geboten.

						Ein erhoffter Sonderfrieden mit Russland setzte die konsolidierte Macht der Leninisten voraus. Die deutschen Militärs und Diplomaten ergriffen daher unverzüglich weitere Initiativen. Zwischen Mai und Juni 1917 arrangierten sie zwei weitere Transporte. Für die technische Abwicklung zeichnete auch diesmal General Erich Ludendorff verantwortlich, dem allein ausreichte, dass sich durch diese Aktionen die möglichen Friedensperspektiven deutlich verbesserten. Und so gelangten rund 400 Revolutionäre, davon einige, so eine Randnotiz des Generalstabs, die «man dem Äußeren nach für harmlose deutsche Gelehrte hätte halten müssen», unter gleichen Voraussetzungen wie seinerzeit Lenin über Deutschland in ihre krisengeschüttelte Heimat. Dazu gehörten nicht nur bekannte bolschewistische Persönlichkeiten wie Dmitrij S. Manuilskij, der ab 1919 in der Kommunistischen Internationale eine wichtige Rolle spielen sollte, Anatolij W. Lunatscharskij, der spätere Volkskommissar für das Bildungswesen, oder Nikolaj A. Semaschko, der nach der Oktoberrevolution das Volkskommissariat für das Gesundheitswesen leitete, sondern auch Mark A. Natanson, ein linker Sozialrevolutionär, der mit dem Leninflügel sympathisierte, Julius O. Martow, der Sprecher der Menschewiki, oder dessen Parteifreund Pawel B. Axelrod, der auf eine politische Allianz mit dem Bürgertum setzte, sich darüber mit Lenin überwarf, erneut zur Emigration gezwungen war und 1928 im Berliner Exil verstarb.

						Deutschland befeuerte aber nicht allein die russische Revolution, indem es großzügig die Schleusen für rückkehrwillige Umstürzler öffnete. Schon im unmittelbaren Vorfeld des ersten Emigrantentransports, den Wilhelm II. nachdrücklich billigte, drängte der Kaiser darauf, die reisenden Revolutionäre von der grundsätzlichen Bereitschaft eines reformwilligen Deutschen Reiches zu überzeugen, ihnen «Weißbücher und ähnliche Schriften wie Abdruck der Osterbotschaft und der Kanzlerrede mitzugeben, damit sie in ihrer Heimat aufklärend wirken könnten». Damit wollte er es ihnen erleichtern, sich «für den sofortigen Friedensschluß einzusetzen».[22] Zugleich flossen seither immense Geldströme. Allein für die Revolutionierung Russlands waren dem Auswärtigen Amt zufolge bis zum 30. Januar 1918 40,5 Millionen Reichsmark bereitgestellt worden. Davon standen zum damaligen Zeitpunkt noch 14 Millionen Mark zur Verfügung, die erst in den Folgemonaten abgerufen wurden. Im Juli 1918 schließlich bewilligte die deutsche Reichsregierung abermals 40 Millionen Mark, zahlte jedoch bis Ende des Ersten Weltkrieges lediglich 10 Millionen davon aus.[23]

						Zu den größten Nutznießern deutscher Alimentierung zählten zweifellos die Bolschewiki. Die Gelder erreichten sie im Frühjahr und Sommer 1917 zumeist über vertrauliche Mittelsmänner, wobei die Bargeldströme ihren Weg über das neutrale Schweden nach Russland fanden, ohne dass dies über Quittungen oder schriftliche Zahlungsanweisungen speziell dokumentiert worden wäre. Lenin hielt sich bei derartigen Transaktionen auffallend im Hintergrund. Ungleich schwerer ist dagegen zu überblicken, wie der bolschewistische Berufsrevolutionär und seine Parteifreunde die Subsidien aus Berlin einsetzten.

						Die meisten Gelder flossen offenbar in den Ausbau der Parteiorganisation. Vor allem deren Propagandaapparat wurde binnen kürzester Zeit wirkungsvoll erweitert, was zugleich eine entscheidende Voraussetzung für Lenins erfolgreichen Oktoberputsch bildete. Im Mai 1917 erwarben die Bolschewiki in Petrograd eine moderne Druckerei. Sie war gleichsam die Basis für ein expandierendes Agitationswesen. Davon profitierte wiederum das zentrale Parteiorgan «Prawda» (Die Wahrheit), das seine Tagesauflage fortan auf 100000 Exemplare steigern konnte. Im Juli 1917 gab die Partei bereits 41 Zeitungen heraus, deren Auflagen in die Zehntausende gingen, darunter Regionalblätter und fremdsprachige Ausgaben, die in dem zerfallenden multinationalen Imperium größte Bedeutung erlangten. Eine Besonderheit stellten drei speziell für das Militär konzipierte Zeitungen dar: Die «Soldatskaja Prawda» (Soldaten-Wahrheit), die «Golos Prawdy» (Stimme der Wahrheit) und die «Okopnaja Prawda» (Schützengraben-Wahrheit) waren Publikationsorgane, mit denen die Bolschewiki erfolgreich unter den Garnisonstruppen, den Matrosen und den Frontverbänden wirkten und alsbald politische Interpretationshoheit erlangten. Keine andere Partei im revolutionären Russland hatte etwas Vergleichbares aufzubieten. Darüber hinaus stand fest: Aus den Mitgliedsbeiträgen der bolschewistischen Parteiorganisation, die zum damaligen Zeitpunkt kaum mehr als 20000 Aktivisten zählte, konnte ein solch imposantes Presseimperium mit einer Gesamtauflage von rund 320000 Zeitungsexemplaren am Tag nicht finanziert werden. Unter den deutschen Russlandexperten des Auswärtigen Amtes, allen voran bei Staatssekretär Richard von Kühlmann, der dort 1917/18 eine gegenüber den Bolschewiki aufgeschlossene Politik verfolgte, wurden solche Entwicklungen überaus positiv registriert.[24]

						Solange Lenin Oppositionspolitiker war, agierte er gegen die Provisorische Regierung, indem er sich öffentlich nachdrücklich für eine Beendigung des Kriegs aussprach. Allerdings ließ er sich nicht vor deren Karren spannen, als ihn der sozialrevolutionäre Kriegsminister Alexander F. Kerenskij im Frühjahr 1917 bat, die deutschen Vorstellungen eines Sonderfriedens auszuloten. Lenin lehnte dies strikt ab, weil er die Siegesaussichten seiner Partei in der Auseinandersetzung um die politische Macht nicht leichtfertig verspielen wollte; keineswegs war er ein Erfüllungsgehilfe der Deutschen.[25] Das galt umso mehr, als das seinerzeitige Angebot unter dem Vorbehalt stand, zuvor in Russland die Regierungsverantwortungen erlangt zu haben.

						Selbst nach dem Oktober-Coup der Bolschewiki, der im kaiserlichen Deutschland freudig begrüßt worden war – allein die Sozialdemokraten machten hier eine Ausnahme –, musste sich der erfolgreiche Revolutionsführer in dieser Hinsicht vorerst noch zurückhalten. Er konnte nicht sogleich das tiefe Friedensbedürfnis weiter Bevölkerungsteile bedienen und sich damit unmittelbar an die deutsche Reichsregierung wenden. Lenin handelte vor allem unter dem Eindruck einer Pressekampagne von politischen Gegnern, die ihn im Juli 1917 als Spion der Deutschen öffentlich zu diffamieren suchten, nachdem zuvor geheime Ermittlungsergebnisse der Provisorischen Regierung und der Petrograder Spionageabwehr teilweise durchgesickert waren. Der russische Generalstaatsanwalt befand ihn im August 1917 zwar für schuldig. Allerdings fehlte es an Beweisen. Niemand konnte ihm nachweisen, persönlich deutsche Geldzahlungen entgegengenommen zu haben. Ebenso wenig ließen sich direkte Verbindungen zwischen Lenin und dem von der Reichsregierung finanzierten Alexander Parvus belegen. Allerdings mangelte es nicht an Behauptungen und Gerüchten, die die Bolschewiki vorübergehend in erhebliche Erklärungsnöte brachten. In dieser Situation drängte Lenin auf Herrschaftskonsolidierung, zumal Russland sich seit der Oktoberrevolution im Bürgerkrieg befand.[26]

					
					
						
							Friede von Brest-Litowsk: Atempause für Sowjetrussland

						
						Um die ohnehin schon aufgewühlte Stimmung zu beruhigen und weiteren Spekulationen entgegenzuwirken, war es unmittelbar nach dem bolschewistischen Putsch taktisch dringend angeraten, zunächst nicht einseitig auf die Deutschen zu setzen. Die neuen revolutionären Machthaber wandten sich deshalb am 26. Oktober[27] (8. November) 1917 mit einem allgemeinen Dekret über einen «gerechten und demokratischen Frieden» ohne Annexionen und ohne Kontributionen an alle kriegführenden Parteien. Erst als sie damit nicht durchdrangen und eine zweite russische Initiative allein von den Mittelmächten unter deutscher Führung aufgegriffen wurde,[28] bildete am 2. (15.) Dezember 1917 ein Waffenstillstand den Auftakt für bilaterale Friedensgespräche in Brest-Litowsk, dem Hauptquartier der deutschen Ostfront. Das Ganze wurde befördert, als Anfang Dezember 1917 das Berliner Außenministerium angesichts der großen Finanznöte der neuen Petrograder Revolutionsregierung im Sinne vertrauensbildender Maßnahmen weitere Hilfszahlungen in Höhe von 15 Millionen Mark an die Bolschewiki leistete. Und diese griffen.[29]

						Die eigentlichen Verhandlungen begannen am 12. (25.) Dezember 1917 und zogen sich in rund 70 nervenzehrenden Sitzungen über drei Phasen bis zum 3. (16.) März 1918 hin. Insgesamt handelte es sich um eine in der Geschichte der Friedensschlüsse einzigartige Begebenheit. Sie war im Wesentlichen der besonderen revolutionären Umbruchsituation geschuldet und blieb nicht zuletzt wegen der außergewöhnlichen Umstände eines harten «Raubfriedens» im kollektiven Gedächtnis Sowjetrusslands, aber auch in den Erinnerungen der deutschen Unterhändler tief verhaftet. Brest-Litowsk und die Beziehungen, die sich daraus zum kaiserlichen Deutschland ableiteten, sollten nicht nur zur eigentlichen Geburtsstunde der jungen Sowjetrepublik werden, sie stellten zugleich alle bisherigen internationalen Prinzipien in den Schatten. Die in den Friedensverhandlungen erstmals praktizierte Sowjetdiplomatie mutete den deutschen Verhandlungsführern aus den Reihen des Auswärtigen Amtes und der Militärs ebenso wie deren Verbündeten allerhand zu. Denn die politisch-ideologisch gänzlich anders konditionierten Bolschewiki hatten der traditionellen Kabinettsdiplomatie des 19. Jahrhunderts den Kampf angesagt. Brest-Litowsk bot hierfür ein geradezu ideales Forum: Lenins Unterhändler setzten dort ihre schon unmittelbar nach der Oktoberrevolution angewandten außenpolitischen Gepflogenheiten fort, glänzten durch klassenkämpferische Parolen, brachen mit der Geheimdiplomatie, indem sie vertrauliche internationale Absprachen oder Verträge veröffentlichten, verweigerten sich ausländischen Zahlungsverpflichtungen der Vorgängerregierung und gerierten sich als transnationale, allein den revolutionären Interessen der Völker verpflichtete Internationalisten.[30]

						Zur Ausgangsposition: Wenn sich beide Seiten auf dieses Experiment eines Separatfriedens einließen, dann nicht zuletzt in dem Wissen gegenseitiger Abhängigkeit. Die Deutschen trachteten nicht nur nach militärischer Entlastung an ihrer Ostfront, um sich auf den westlichen Kriegsschauplatz konzentrieren zu können. Mehr noch wog ihre Sorge, dass der Hauptverbündete Österreich-Ungarn den immensen Belastungen des Kriegsgeschehens nicht mehr allzu lange standhalten würde. Hinzu kam die unsichere Situation in der Heimat: Die Versorgungslage verschlechterte sich dort von Tag zu Tag, was angesichts erstarrter Fronten die Unzufriedenheit unter der Zivilbevölkerung stetig nährte und im Frühjahr 1917 Massenstreiks nach sich zog. Als die Friedensofferte der Bolschewiki bekannt wurde und sich damit die Perspektive eröffnete, zumindest im Osten ein Ende des blutigen Völkermordens herbeiführen zu können, stieß dies vor allem in breiten Teilen der deutschen Arbeiterschaft zeitweilig auf große Sympathie.[31] Insofern besaß der in aufgewühlten Zeiten mit den Bolschewiki geführte Friedensdialog für die deutsche Reichsführung militärische wie auch innenpolitische Bedeutung.

						Für Lenin und seine engsten Weggefährten galt dies allemal. Die Macht der Bolschewiki stand in vielerlei Hinsicht auf tönernen Füßen. Allein Petrograd und Moskau zählten zu den Metropolen, derer sich die Revolutionäre gewiss sein konnten. Schon in Zentralrussland lagen die Verhältnisse gänzlich anders. Ebenso fehlte in den Peripherien des einstigen multiethnischen Imperiums der Rückhalt für die Sache der Bolschewiki. Es existierten keine straffen Verbindungen zwischen der Führung in der Hauptstadt und den zahlreichen revolutionären Räteregierungen in der Provinz. Allenfalls die gemeinsame Ablehnung der alten Ordnung hielt vorübergehend die in den Revolutionswirren agierenden Sowjets zusammen. Die Arbeiterschaft stand keineswegs geschlossen hinter der Partei, von bäuerlichen oder gar bürgerlichen Kreisen ganz zu schweigen. Die Bolschewiki hatten überdies in ihrem blinden Hass auf alles Vorrevolutionäre sämtliche bestehenden Staatsstrukturen und funktionierenden Institutionen rücksichtslos zerschlagen, ohne jedoch klare Vorstellungen darüber entwickelt zu haben, was es eigentlich hieß, einen neuen Sowjetstaat aufzubauen. Und so versank Russland binnen kürzester Zeit in einem heillosen Chaos, in einem blutigen Bürgerkrieg, in dem «Rote» und antibolschewistische «Weiße» sich in grenzenloser Gewalt bekämpften – Letztere mit Hilfe der westlichen Ententemächte USA, Frankreich, Großbritannien sowie des Weltkriegssiegers Japan.[32] Das Land, mehr noch Lenin, dürstete nach einer Atempause, die er sich von einer Übereinkunft mit den Mittelmächten, allen voran mit Deutschland, versprach, um sich fortan ganz darauf zu konzentrieren, seine inneren Feinde zu bekämpfen und dem bolschewistischen Sowjetrussland das politische Überleben zu sichern. Soweit also die Ausgangslage.

						In dieser sich bereits um die Jahreswende 1917/1918 abzeichnenden innenpolitischen Konstellation trafen nun erstmals in Brest-Litowsk die beiden Verhandlungsdelegationen aufeinander, die unterschiedlicher kaum sein konnten: Erfahrene westliche Diplomaten, die mitunter herablassend und in völliger Unkenntnis ihres Gegenübers die Bolschewiki als eine Schar unzivilisierter, geschwätziger revolutionärer Heißsporne hoffnungslos unterschätzten, stießen auf östliche Unterhändler, die aus langjähriger Exilanten-Zeit zum Teil beste Kenntnisse über ihre diplomatischen Gegenspieler und deren Heimatländer besaßen.

						Für die Mittelmächte dominierte das Geschehen der deutsche Aristokrat und Industriellensohn Richard von Kühlmann, der als Staatssekretär des Auswärtigen Amtes die Gesprächsführung übernahm. Ihm zur Seite stand Generalmajor Max Hoffmann. Als Generalstabschef der deutschen Besatzungsverwaltung ‹Ober Ost› nahm er die Interessen der Obersten Heeresleitung wahr. Schnell zeigte sich während der Verhandlungen, aber auch in der Zeit nach dem Friedensschluss, wie sehr die ostpolitischen und damit die auf Russland bezogenen Konzeptionen beider Unterhändler auseinanderlagen: Die Militärs, die die Friedensgespräche zügig abschließen wollten, verfolgten allerdings keine in sich stimmige Linie. Sie zielten darauf, die bolschewistische Gefahr möglichst einzudämmen, sei es durch militärische Einschüchterung, durch Kooperation mit der antibolschewistischen Opposition oder durch weitere territoriale Schwächung des Gegners, gepaart mit geradezu vermessenen Vorstellungen eines tief nach Eurasien hineinreichenden Ostimperiums, das eine zusätzliche wichtige Versorgungs- und Rohstoffbasis für das kriegführende Deutsche Reich bieten sollte.

						Anders dagegen positionierte sich Kühlmann. Ganz im Geiste des 19. Jahrhunderts betrachtete er selbst das bolschewistische Russland als ein Mitglied der europäischen Pentarchie. Eine weitere Zerstückelung des Landes lehnte er deshalb entschieden ab. Der bestehende Schwächezustand des einstigen zarischen Imperiums, ergänzt durch eine auf Frieden zielende Verständigung mit den Bolschewiki, waren ihm Garantie genug, um Russland längerfristig bündnisunfähig zu halten und nicht in die Arme der gegnerischen westlichen Entente zu treiben. Folglich repräsentierte er die im Auswärtigen Amt vorherrschende Auffassung – die sich bis Kriegsschluss dann weitgehend gegenüber der OHL durchsetzte –, den Bolschewismus nicht nur zu dulden. Um Ruhe und Ordnung im Osten sicherzustellen, musste dieser weiterhin gefördert, im äußersten Fall sogar vor dem Niedergang bewahrt werden. Das Liebäugeln mit der politisch rückwärtsgewandten Opposition stellte für ihn deshalb keine ernsthafte Alternative dar. Kühlmann war fest davon überzeugt, Lenins Revolutionsregierung und Bewegung nicht mit deutschen Bajonetten vernichten zu können. Außerdem wollte er sich nicht in die Strudel des unberechenbaren russischen Bürgerkrieges hineinziehen lassen.[33] In dieser Perspektive sollte die Schwäche der Bolschewiki schließlich zu deren Stärke gereichen, zumal sie allein die Gewähr für den auch von den Deutschen dringend benötigten Sonderfrieden darstellten.

						Doch dies war keinesfalls von Anfang an ersichtlich, am wenigsten für die alsbald in Bedrängnis geratene 28-köpfige bolschewistische Verhandlungsdelegation unter Leitung von Adolf A. Joffe, die sich während der ersten Gesprächsrunde bis Ende Dezember 1917 allein aus Berufsrevolutionären, Arbeitern und Bauern zusammensetzte. Sie waren ohne Instruktionen angereist, spielten auf Zeit und zeigten sich überhaupt nicht an konkreten Verhandlungsergebnissen interessiert, was auf die westlichen Gesprächspartner überaus verstörend wirkte. Stattdessen verlegten sich die Russen auf einen propagandistischen Schlagabtausch mit dem Klassenfeind und unterbrachen die Gespräche, als sich abzeichnete, dass die Mittelmächte im Zuge des Friedensschlusses die ohnehin von ihnen besetzten russischen Westprovinzen annektieren wollten.

						Im Januar 1918 wurde der Gesprächsfaden erneut aufgegriffen. Diesmal fand sich sogar Außenkommissar Leo Trotzki höchstpersönlich in Brest-Litowsk ein. Doch auch dies führte zu keinen konstruktiven Ergebnissen. Trotzki, der im November 1917 sein Amtsverständnis dahingehend auf den Punkt gebracht hatte, einige «revolutionäre Proklamationen an die Völker erlassen und dann die Bude schließen» zu wollen, verhielt sich in dieser Hinsicht gänzlich regelkonform: Der scharfsinnige Intellektuelle und begnadete Rhetoriker lehnte einen Frieden um jeden Preis entschieden ab. Er lieferte sich mit dem Deutschen Richard von Kühlmann brillante Rededuelle und spielte – in der Hoffnung auf die bevorstehende Weltrevolution, die ihn am Ende aller Probleme entledigen würde – abermals auf Zeit. So gipfelte sein Auftritt im deutschen Hauptquartier am 10. (23.) Februar 1918 in der gleichsam irritierenden Erklärung «Weder Krieg noch Frieden», mit der er die Gespräche ergebnislos abbrach und in Richtung Petrograd entschwand. Zuvor hatten die inzwischen verprellten Repräsentanten der Mittelmächte unter dem Druck der deutschen Militärs ein 24-stündiges Ultimatum gestellt, um so ihren Forderungen Nachdruck zu verleihen. Als dieses jedoch ergebnislos verstrichen war, nahm Deutschland die Kampfhandlungen wieder auf, erzielte im Handstreich weitere enorme Gebietsgewinne und stürzte das bolschewistische Regime in eine Existenzkrise.

						Nun war es Lenin, der sich am Ende mit hauchdünner Mehrheit gegen seine innerparteilichen Widersacher behauptete und damit Realpolitik über revolutionäres Abenteurertum stellte. Er teilte zum damaligen Zeitpunkt jedenfalls nicht den weltrevolutionären Optimismus Trotzkis, sondern hielt es eher mit der Zuversicht der deutschen OHL, die von einer baldigen Niederlage der gegnerischen Entente ausging. Unter solchen Voraussetzungen gab es für ihn keine Alternative: «[…W]enn wir uns auf den Krieg einlassen, dann wird unsere Regierung hinweggefegt werden», argumentierte er schonungslos gegenüber dem Zentralkomitee seiner Partei, drohte gar mit Rücktritt für den Fall anhaltender Verweigerung. Und das wiederum gab den Ausschlag, nach Brest-Litowsk an den Verhandlungstisch zurückzukehren.[34]

						Diesmal jedoch befanden sich die Bolschewiki gegenüber den Deutschen in einer ungleich schwächeren Verhandlungsposition, die keinerlei Spielräume mehr gewährte. Der am 3. (16.) März 1918 unterzeichnete Friede mit dem Deutschen Reich war eine beispiellose Erniedrigung. Zugleich war Deutschland seinen Kriegszielen von 1914, nämlich europäische Hegemonialmacht zu werden, zum Greifen nahe gerückt: Russland musste Polen, Litauen und Kurland abtreten. Livland gehörte zwar formal noch zum russischen Staatsverband, stand vorerst aber unter deutscher Polizeiverwaltung. Am schwersten traf der Verlust der traditionellen Kornkammer die Ukraine, die bereits am 9. (22.) Februar einen Separatfrieden mit den Mittelmächten geschlossen hatte. Territorial betrachtet war das einstige Imperium auf einen Rumpfstaat in den Ausmaßen des vorpetrinischen Reiches zusammengeschmolzen. Es hatte 32 Prozent seines fruchtbaren Ackergebietes eingebüßt, musste den Verlust von 26 Prozent seines Eisenbahnnetzes hinnehmen, hatte 32 Prozent seiner Industrie, 75 Prozent seiner Kohle- und Eisenerzminen sowie mit 62 Millionen Einwohnern ein Drittel seiner Gesamtbevölkerung verloren und war schließlich noch zu Reparationszahlungen in Gold verpflichtet.

						Auf den ersten Blick mutete der Friede von Brest-Litowsk wie eine schmachvolle totale Niederlage für die Bolschewiki an. Und in der Tat gab es bis auf wenige revolutionär-taktisch Eingestellte, die allerdings zur Führungsriege in den von Lenins Partei beherrschten Landesteilen gehörten, mehr Kritiker als Befürworter: Das galt für die sozialrevolutionären Koalitionäre der Bolschewiki, mit denen es bald darauf zum Bruch kam, ebenso wie für zahlreiche Arbeiter. Diese hatten zwar Frieden herbeigesehnt, allerdings nicht um jeden Preis, und schon gar nicht unter den Bedingungen des Diktats, was einer Kapitulation gleichkam.
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